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Im vereinten Deutschland haben sich 1991 2,305 Mio. 
Unfälle, davon 384 447 mit Personenschaden, ereignet. 
Das sind 1,3 % weniger Unfä lle mit Personenschaden 
als im entsprechenden Zeitraum 1990. Die Zahl der bei 
Unfällen verletzten Personen sank um 1,4 % auf 
503 636. Dagegen stieg die Zahl der Unfalltoten im 
Vergleich zum Vorjahr um 1,8 % auf 11 248. 

In den alten Bundesländern gab es mit 7 515 Unfall-
toten (— 4,9 %) und 420 056 Verletzten (— 6,3 %) einen 
Rückgang des Unfallgeschehens (Unfälle insgesamt 
— 3 %, davon mit Personenschaden — 5,7 %). 
Eine nach wie vor negative Unfallentwicklung gab es 
1991 in den neuen Bundesländern einschließlich dem 
früheren Berlin (Ost).. Die Zahl der Unfalltoten stieg 
dort im Vergleich zum entsprechenden Vorjahreszeit-
raum von 3 140 auf 3 733 (+ 18,9 %), bei den Verletzten 
von 62 773 auf 83 580 (+ 33,1%). Die Analyse dieser 
Zahlen ergab auch, daß in den neuen Bundesländern 
trotz extremer Zunahme der Unfälle auf Autobahnen 
(+ 62 %) mehr als 60 % im innerörtlichen Verkehr und 
nur 7 % auf Autobahnen verunglückt sind. 

Im Osten wie im Westen sind die häufigsten Unfallur-
sachen nichtangepaßte Geschwindigkeit, Vorfahrts-
fehler und Alkoholmißbrauch. In den neuen Bundes-
ländern ergeben die Berechnungen eine extreme Zu-
nahme der Unfä lle auf Autobahnen um 62 %. 

All  dies verdeutlicht, daß die politischen und admini-
strativen Maßnahmen im Bereich der Verkehrssicher-
heit trotz einiger Erfolge ausgebaut und verstärkt wer-
den müssen. 

I. Verkehrserziehung und aufklärende Maßnahmen 

1. Welche Maßnahmen im Verkehrserziehungs- und 
-aufklärungsbereich hat die Bundesregierung er-
griffen, um die Verkehrsunfälle in den neuen Bun-
desländern zu bekämpfen? 

Bereits vor der Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 
hat der Bundesminister für Verkehr versucht, die dra-
matische Unfallentwicklung auf den Straßen der ehe-
maligen DDR durch breite Information der Bevölke-
rung zu entspannen. Diese Aktivitäten sind unmittel-
bar nach der Wiedervereinigung weiter intensiviert 
worden. 

Im Oktober/November 1990 führte der Bundesminister 
für Verkehr in zeitlicher Nähe zum Inkrafttreten von 
StVO (1. Januar 1991) und StVZO (3. Oktober 1990) 
unter dem Motto „Sicher — gemeinsam auf unseren 
Straßen" Informationsveranstaltungen in neun großen 
Städten der neuen Bundesländer durch. In enger Zu-
sammenarbeit mit den Medien wurden die Bürger über 
die für ihre Sicherheit wichtigen Änderungen und 
Neuregelungen des Straßenverkehrsrechts sowie über 
die wesentlichen Unfallursachen durch Fernseh- und 
Rundfunkspots sowie durch Anzeigen und Artikel in 
den Zeitungen informiert. 1991 fand gemeinsam mit 
dem Deutschen Verkehrssicherheitsrat eine Verkehrs-
sicherheitskampagne in den neuen Bundesländern 
unter dem Slogan „Rücksicht kommt an" statt. In Funk 
und Fernsehen, auf Großplakaten und in Zeitungsan-
zeigen wurde an die gegenseitige Rücksichtnahme der 
Verkehrsteilnehmer appelliert. Die Kampagne wurde 
1992 mit den Schwerpunktthemen „Alkohol und fah-
ren" sowie „Fahren mit angepaßter Geschwindigkeit" 
bundesweit fortgesetzt. 

Der Bundesminister für Verkehr stellte insbesondere 
für die neuen Länder sogenannte mobile Trainingsein

-

heiten zur Verfügung, die ein Pkw- und Motorradsi

-

cherheitstraining auch auf anderen als speziell herge-
richteten Trainingsplätzen ermöglichen. 

Unter Federführung der Außenstelle des Bundesmini-
sters für Verkehr in Berlin fanden von Anfang an 
Gespräche zwischen den für die Verkehrssicherheit 
zuständigen Behörden, Verbänden und Organisatio-
nen über die Verkehrssicherheitssituation und die auf-
zubauende Verkehrssicherheitsarbeit statt. Angestrebt 
wurde der Aufbau von Strukturen, die eine Umsetzung 
der in den alten Bundesländern bewährten Verkehrs-
sicherheitsprogramme ermöglichen. 

Das Vorhaben der Länder — Verkehrssicherheitskom-
missionen zu bilden, die Verkehrssicherheitskonzep-
tionen erarbeiten —, wurde unterstützt. Für einzelne 
Bundesländer liegen inzwischen auch Versicherheits-
programme vor. 

Die Koordinierung der Verkehrssicherheitsarbeit in 
den Städten und Gemeinden der neuen Bundesländer 
erfolgt auch unter Nutzung von ABM-Kräften. 

Am Wiederaufbau der Verkehrssicherheitsarbeit in 
den neuen Bundesländern und an der Ausbildung von 
ABM-Kräften für Verkehrssicherheit waren maßgeb-
lich der Deutsche Verkehrssicherheitsrat und seine 
Mitglieder, insbesondere die Deutsche Verkehrswacht 
beteiligt. 

2. Gibt es im Verkehrserziehungs- und -aufklärungs-
bereich eine Aufgabenteilung zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden und anderen gesell-
schaftlichen Kräften? 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 139. Sitzung am 
15. Dezember 1982 zu dem von ihm verabschiedeten 
Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes — 
Drucksachen 9/2201, 9/2264 — den nachstehenden Ent-
schließungsantrag angenommen (Drucksache 9/2264): 

„Die Bundesregierung wird dazu aufgefordert, ein 
umfassendes Verkehrssicherheitskonzept auf der 
Grundlage der seit der Vorlage des Verkehrssicher-
heits-Programms 1973 gewonnenen Erfahrungen und 
Erkenntnisse zu erarbeiten und dem Deutschen Bun-
destag zuzuleiten. " 

Am 16. Mai 1984 hat das Kabinett das vom seinerzeiti-
gen Bundesminister für Verkehr, Dr. Werner Dollinger, 
vorgelegte Verkehrssicherheitsprogramm gebilligt. 

Darin heißt es u. a.: „Straßenverkehrssicherheitsarbeit 
ist nicht alleinige und auch nicht in erster Linie Auf-
gabe des Staates. Es ist eine Aufgabe, an der alle ge-
sellschaftlichen Kräfte freiwillig und gemeinsam mit-
wirken sollen. " 

Im staatlichen Bereich ist die Verkehrserziehung und 
-aufklärung nach dem Grundgesetz grundsätzlich Auf-
gabe der Länder (Artikel 30, Artikel 83 ff. GG). Die 
Finanzierung von Aufklärungs- und Erziehungsmaß-
nahmen kann der Bund — sofern sie nicht zur sachge-
mäßen Erfüllung seiner Aufgaben notwendig ist (sog. 
ressortzugehörige Funktion — nur auf eine ungeschrie-
bene Kompetenz aus der Natur der Sache stützen. Als 
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ungeschriebene Bundeskompetenz kommt in Betracht 
die Förderung zentraler Einrichtungen und Veranstal-
tungen nichtstaatlicher Organisationen im Bereich der 
Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes, die für das 
Bundesgebiet als Ganzes von Bedeutung sind und 
deren Bestrebungen ihrer Art nach nicht durch ein 
Land allein wirksam gefördert werden können. Nur in 
diesem begrenzten Rahmen darf der Bund an der Ver-
kehrserziehungsarbeit mitwirken. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Zuständig-
keit alle Möglichkeiten voll ausschöpfen. Sie geht 
davon aus, daß Länder und Gemeinden dies ebenso 
tun. Im Mittelpunkt müssen dabei die auf wissen-
schaftlicher Grundlage erarbeiteten Zielgruppenpro-
gramme des Deutschen Verkehrssicherheitsrates und 
seiner Mitglieder stehen. 

Entsprechend dieser Zielstellung sind im Bundeshaus-
halt Mittel für die Verkehrssicherheitsarbeit einge-
stellt. 

Diese dienen u. a. zum einen Maßnahmen des Bundes-
ministers für Verkehr, um die Bevölkerung bundesweit 
über Änderungen im Gesetzes- und Verordnungsbe-
reich sowie über besonders gefährliches Verhalten im 
Straßenverkehr aufzuklären. 

Zuschüsse für Aufklärungs- und Erziehungsmaßnah-
men zur Bekämpfung der Verkehrsunfälle werden 
auch zur Förderung einzelner Projekte des Deutschen 
Verkehrssicherheitsrates e. V. und der Deutschen Ver-
kehrswacht e. V. gewährt. 

Die in den Erläuterungen des Bundeshaushalts Kapitel 
1212 Titel 685 01-729 dargestellten Maßnahmen sind 
beispielhaft und zielen vor allem darauf, neben der 
Entwicklung und Umsetzung zielgruppenorientierter 
Programme die Öffentlichkeit insgesamt ständig auf 
das Problem Verkehrssicherheit anzusprechen und zu 
einem verbesserten Verkehrsverhalten aufzufordern. 

Während der Bund seine Aktivitäten im Bereich der 
Verkehrssicherheit bundesweit orientiert, werden ört-
lich veranlaßte Aktivitäten durch die zuständigen 
Organisationen auf Orts- und Kreisebene durchgeführt 
bzw. bundeslandbezogen durch die jeweils zuständi-
gen Behörden organisiert. Andere gesellschaftliche 
Gruppierungen, beispielsweise Kirchen und Gewerk-
schaften, Automobilclubs, Verkehrsteilnehmervertre-
tungen und Berufsgenossenschaften leisten einen wei-
teren, erheblichen Beitrag im Verkehrserziehungs-  
und -aufklärungsbereich. 

3. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß im 
Bereich der Verkehrserziehungs- und -aufklä-
rungsmaßnahmen eine unterschiedliche Anspra-
che der Verkehrsteilnehmer in Ost und West vor-
genommen werden sollte? 

Mit Maßnahmen der Verkehrserziehung und -aufklä-
rung soll darauf hingewirkt werden, das Gefahren- 
und Verantwortungsbewußtsein aller Verkehrsteilneh-
mer (Kraftfahrer, Radfahrer und Fußgänger jeder Al-
tersgruppe) zu stärken, um so Einfluß auf die Erhöhung 
der Sicherheit im Straßenverkehr zu nehmen. Diese 

Zielstellung gilt in den alten wie in den neuen Ländern 
gleichermaßen. 

Um dem unmittelbar nach der Wiedervereinigung 
sprunghaft gestiegenen, dramatischen Unfallgesche-
hen mit einer möglichst wirksamen Verkehrserzie-
hungs- und aufklärungsarbeit entgegenzuwirken, war 
es notwendig, die Verkehrsteilnehmer der neuen Bun-
desländer in stilistisch geeigneter Weise über Abwei-
chungen der StVO und sonstige, den Straßenverkehr 
betreffende Vorschriften und Regelungen (perio-
dische Fahrzeugüberprüfungen, Abgasuntersuchun-
gen, Fahrerlaubnis auf Probe, Nachschulung usw.) zu 
informieren. 

Bedingt durch die jahrzehntelange Anpassung an die 
Bedingungen des zentralistischen Staates fiel es zu-
nächst vielen Menschen schwer, mit den neuen Ver-
hältnissen zurecht zu kommen. Nicht zuletzt hat u. a. 
auch die neu gewonnene Freiheit Verhaltensänderun-
gen bewirkt, die (neben Faktoren wie z. B. noch nicht 
gewohnter Umgang mit leistungsstärkeren Fahrzeu-
gen und unzureichende Infrastruktur) traurige Spuren 
auf den Straßen der neuen Bundesländer hinterlassen 
haben. 

In dieser Phase des „Aufeinandereinstellens" war 
sowohl inhaltlich als auch stilistisch eine differenzierte 
Ansprache der Verkehrsteilnehmer in Ost und West er-
forderlich. Behutsam mußte darauf geachtet werden, 
daß keine auch nur scheinbare Position des „Besser

-

wissenden" bezogen wurde. 

Verkehrsaufklärung sollte auch dem Ziel dienen, das 
Bewußtsein vom richtigen Verhältnis zwischen Freiheit 
und Verantwortung zu fördern. Gerade auch im Stra-
ßenverkehr zeigt sich die besondere Bedeutug dieser 
Grundhaltung. 

Dieser Prozeß des Bewußtseinswandels vollzieht sich 
nicht „über Nacht". Er wird möglicherweise noch 
Jahre dauern. 

Dennoch kann zwei Jahre nach der Wiedervereini

-

gung Deutschlands davon ausgegangen werden, daß 
die ersten Anpassungshürden überwunden sind. 

4. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten für eine 
bundesweite Kampagne zur Erhöhung der Ver-
kehrssicherheit, in die alle gesellschaftlichen Kräf-
te einbezogen werden können? 

Erfolgreiche Verkehrssicherheitsarbeit kann, wie die 
insgesamt positive Unfallentwicklung in den alten 
Bundesländern seit 1970 gezeigt hat, nur im Zusam-
menwirken aller gesellschaftlichen Kräfte durchge-
führt werden. Andererseits hat das Beispiel der 1989 
versuchten „nationalen Kampagne Verkehrssicher-
heit" gezeigt, daß es auch Grenzen der Konsensfähig-
keit für eine langfristig tragbare Verkehrssicherheits-
konzeption gibt. 

Der Bundesminister für Verkehr hat 1991 gemeinsam 
mit dem Deutschen Verkehrssicherheitsrat, der unter 
seinem Dach im wesentlichen alle Institutionen, Ver-
bände, Unternehmen und Gruppen vereinigt, die an 
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Fragen der Verkehrssicherheit interessiert sind, in den 
neuen Bundesländern eine Kampagne unter dem 
Motto „Rücksicht kommt an" durchgeführt, deren 
erste Erfolge sich in den seit September 1991 gegen-
über dem Vorjahr zurückgehenden Zahlen der Unfall-
toten zeigen. Diese Kampagne wurde im Jahr 1992 
unter Konzentration auf die Unfallschwerpunkte Fah-
ren mit Alkohol und Fahren mit nicht angepaßter Ge-
schwindigkeit bundesweit fortgesetzt. Für das Jahr 
1993 werden Fahren mit Alkohol und der schwächere 
Verkehrsteilnehmer Hauptthemen der Kampagne sein. 

Die Bundesregierug ist bemüht, der Verkehrssicher-
heit einen ähnlich hohen gesellschaftlichen Stellen-
wert zu verschaffen, wie ihn die Diskussion z. B. der 
Umweltfragen oder auch AIDS inzwischen erreicht 
haben. Es wäre von großer Bedeutung, wenn die 
Medien, insbesondere auch das öffentlich-rechtliche 
Fernsehen durch Zurverfügungstellung von entspre-
chenden Sendeplätzen die Bemühungen der Bundes-
regierung verstärkt unterstützen würden. 

5. Welche Aufgabenschwerpunkte sieht die Bundes-
regierung bundesweit im Verkehrserziehungs-  
und -aufklärungsbereich? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß Ver-
kehrserziehungs- und -aufklärungsmaßnahmen vor 
allem erforderlich sind in den Bereichen 

— nichtangepaßte Geschwindigkeit, 

— Alkohol, 

— Kindersicherheit, 

— Radfahrer, 

— Einwirken auf die besonders unfallträchtige Alters-
gruppe der 18- bis 25jährigen Verkehrsteilnehmer. 

Die Bundesregierung befindet sich insoweit in Über-
einstimmung mit den Ländern, wie eine Beratung die-
ser Frage im zuständigen Bund-Länder-Fachausschuß 
ergeben hat. 

6. Welche besonderen Maßnahmen sind im Bereich 
der Verkehrserziehung vorgesehen, um auf inner-
örtlichen Straßen rücksichtsvolles Verhalten von 

Kraftfahrern gegenüber Fußgängern, Radfahrern 
und spielenden Kindern zu stärken? 

Im Rahmen der vom Bundesminister für Verkehr geför-
derten Zielgruppenprogramme des Deutschen Ver-
kehrssicherheitsrates und seiner Mitglieder, z. B. „Kind 

 und Verkehr" und „Ältere Verkehrsteilnehmer" wer-
den Kraftfahrer über die Notwendigkeit rücksichtsvol-
len Verhaltens gegenüber schwächeren Verkehrsteil-
nehmern informiert. 

In den neuen Bundesländern finden seit Ende 1991 in 
Betrieben und anderen Orten Veranstaltungen mit 
Kraftfahrern zur Straßenverkehrsordnung statt, wobei 
§ 3 Abs. 2 a StVO einen Schwerpunkt bildet. In fahr-
praktischen Programmen, wie dem Pkw- Sicherheits-
training, werden auf rücksichtsvolles Verhalten gegen-
über Schwächeren im Straßenverkehr orientiert und 
Übungen, wie Bremsen, schwerpunktmäßig durchge-
führt. 

Die BMV/DVR-Aktion „Rücksicht kommt an" beschäf-
tigte sich im zweiten Halbjahr 1992 mit dem Thema 
„Angemessene Geschwindigkeit" , wobei im Septem-
ber/Oktober vor allem das vorausschauende Fahren 
innerorts als Rücksichtsmaßnahme gegenüber schwä-
cheren Verkehrsteilnehmern in Funk, auf Großflä-
chenplakaten und in Betriebspreisausschreiben öffent-
lich bewußt gemacht wurde. 

Seit Mitte des vergangenen Jahres motiovieren spe-
ziell ausgebildete Moderatoren die Verkehrtsteilneh-
mer zu angepaßter Geschwindigkeit und rücksichts-
vollem Verhalten im Straßenverkehr. 

II. Finanzmitteleinsatz im Bereich der verkehrs-
erziehenden und -aufklärenden Maßnahmen 

7. Welche Mittel standen der Bundesregierung für 
Maßnahmen der Verkehrserziehung und -aufklä-
rung in den Jahren 1970, 1980, 1985, 1990 und 
1991 zur Verfügung? 

Für Maßnahmen der Verkehrserziehung und -aufklä-
rung standen der Bundesregierung folgende Mittel zur 
Verfügung: 

1970: 	8 100 TDM 
1980: 	16 000 TDM 
1985: 	14 000 TDM 
1990: 	25 800 TDM 
1991: 	34 000 TDM 
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8. Wie haben sich im gleichen Zeitraum der Bestand 
an Kraftfahrzeugen und die Verkehrsleistung ent-
wickelt? 

1. Bestand - in 1 000 - alte Bundesländer 

1970 1980 1985 1990 1991 

Kfz insgesamt 	 16 783 26 938 30 191 35 554 36 348 

darunter 

- Pkw und Kombi 	 13 941 23 192 25 845 30 685 31 322 
- Lkw 	 1 028 1 277 1 281 1 389 1 440 

Bestand - in 1 000 - neue Bundesländer 

30 9. 1990 *) 1991* * ) 

Kfz insgesamt 8 836 - 

darunter 

- Pkw und Kombi 4 817 5,5 Mio. 
- Lkw 264 - 

*) Angaben aus Unterlagen des Ministeriums des Innern der ehemaligen DDR. 

* *) Schätzung Ifo-Institut. 

2. Verkehrsleistung alte Bundesländer 

1970 1980 1985 1990 

Straßengüterfernverkehr 
(Mrd. tkm) 41,9 80,0 91,6 120,4 

Straßengüternahverkehr 
(Mrd. tkm) 36,1 44,4 40,6 49,4 

Personenverkehr (Mrd. Pkm) 
- Individualverkehr 350,6 470,3 481,6 593,8 

Verkehrsleistung neue Bundesländer 

1970 1980 1985 1990 

Straßengüterfernverkehr 
(Mrd. tkm) - 8,6 5,8 6,2 

Straßengüternahverkehr 
(Mrd. tkm) - 12,4 9,3 6,8 

Personenverkehr (Mrd. Pkm) 
- Individualverkehr - 55,7 69,7 90,0 

3. Gesamtfahrleistungen - Mrd. tkm - alte Bundesländer 

Kfz insgesamt 234,2 342,0 361,5 458,5 
- Pkw und Kombi 201,1 297,4 313,4 401,6 
- Lkw 24,5 28,8 29,2 34,4 

neue Bundesländer 

Kfz insgesamt - 36,0 40,5 65,0 
- Pkw ohne Kombi - 25,9 33,7 51,5 

Angaben für 1991 liegen noch nicht vor. 
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9. Gibt es Prognosen, wie sich der Kfz-Bestand und 
die Verkehrsleistungen in den nächsten 10, 15 und 
20 Jahren entwickeln werden? 

Die dem Bundesverkehrsplan '92 zugrundeliegenden 
Prognosen (Basisjahr 1988) enthalten keine Aussagen 
zum Kfz-Bestand, wohl aber zum Pkw-Bestand, und 
zwar für die Jahre 2000 und 2010 

insgesamt Alte Neue 
Bundes- Bundes- 
länder länder 

Mio. Pkw Mio. Pkw Mio. Pkw 

1988 	32,9 28,9 4,0 
2000 	41,1 34,5 6,6 
2010 	45,5 37,3 8,2 

Personenverkehrsleistung in bzw. Luftverkehr über 
Deutschland (in Mrd. Pkm) 

1988 2010 

Individualverkehr 647,0 837,9 
Bahn 62,3 88,0 
ÖSPV 1) 86,8 110,3 
Luft 2 ) 13,7 34,4 

1) Einschließlich Fernverkehr. 

2) Ohne Durchgangsverkehr, ohne Ausland-Ausland-Umstei-
ger auf bundesdeutschen Verkehrsflughäfen. 

Güterverkehrsleistung auf Strecken der Bundesrepu-
blik Deutschland (in Mio. tkm) 

1988 2010 

Straße 122 268 238 477 
Bahn 124 154 194 107 
Schiff 62 500 116 361 

Gesamt 308 972 548 945 

10. Welche Mittel benötigt die Bundesregierung, um 
ihre in den kommenden Jahren beabsichtigten 
Maßnahmen zur Verkehrserziehung und -aufklä-
rung durchführen zu können, und wie sieht die 
Finanzplanung der Bundes aus? 

Zur Durchführung der Verkehrssicherheitsmaßnah-
men sind im Haushaltsplan 1992 insgesamt 40 Mio. 
DM ausgebracht. Für 1993 stehen nach Verabschie

-

dung des Bundeshaushalts durch den Deutschen Bun-
destag 36,1 Mio. DM zur Verfügung. 

Der Finanzplan des Bundes sieht für die Jahre 1994 bis 
1996 für diese Aufgaben jeweils 14 Mio. DM vor. Bei 
der Fortschreibung des Finanzplans bis 1997 wird die 
Bundesregierung den Finanzbedarf für Verkehrssi-
cherheitsmaßnahmen unter Abwägung der begrenzten 
Finanzierungskompetenz und der besonderen Haus-
haltslage des Bundes einerseits und der erforderlichen 
Maßnahmen zur Unfallverhütung im Straßenverkehr 
andererseits erneut überprüfen. 
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Nordrhein-Westfalen 6.535.000,- Finanzplanung für 
+ 800.000,- die Folgejahre sieht 
Verpflichtungs- eine Fortschreibung 
ermächtigung der Ansätze in glei- 

cher Höhe vor. 

Rheinland-Pfalz 1.400.000,- 

Saarland 109.000,- 

Sachsen 1992: 1993: 
SMI 3) - 250 TDM SMI 3) - 250 TDM 
(Verkehrssicherheit) (Verkehrssicherheit) 
800 TDM (Jugendver- 800 TDM (Jugendver- 
kehrsschulen) kehrsschulen) 
SMK 4) - den Schulen SMK 4) - siehe 1992 
werden vom Schulträger SMWA 5) - 7,0 Mill. DM 
Gelder für Lehrmittel 
zur Verfügung gestellt; 
damit können Maßnahmen 
gemäß 11. finanziert 
werden; 
SMWA 5) - nichts ausge- 
wiesen 

Sachsen-Anhalt geplant 150.000,- 1993: 350.000,- 
Ist 	300.000,- 1994: 400.000,- 

1995: 450.000,- 

Schleswig-Holstein  554.000,- * 

Thüringen 350.000,- 

keine Angaben 
1) Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr 
2) Ministerium des Innern 
3) Staatsmin. des Innern 
4) Staatsmin. für Kultus 
5) Staatsmin. für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
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11. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über 
die Finanzausstattung der Länder und deren Fi-
nanzplanungen für Verkehrserziehungs- und 
-aufklärungsmaßnahmen vor? 

Für Verkehrserziehungs- und -aufklärungsmaßnah-
men sind in den Landeshaushaltsplänen 1992 folgende 
Mittel vorgesehen und für 1993 folgende Mittel ge-
plant: 

 Haushaltsansatz geplante Mittel 
1992 
(DM) (DM) 

Baden-Württemberg 2.270.000,- Finanzplanung für 1993 
und 1994 sieht Fortschreibung 
der Ansätze in ähnl. Umfang vor 

Bayern 3.066.200,- 1993: 3.700.000,- 
1994: 3.700.000,- 

Berlin 1.583.100,- • 

Brandenburg 1.500.000,-1) 1993: 2.700.000,-1) 
256.000,-2) 

Bremen  • 

Hamburg 4.484.000,- Finanzplanung für 1993 
(davon rd. sieht Fortschreibung 
4.200.000,- DM der Ansätze im selben 
Personalkosten Umfang vor 
für Polizeiver- 
kehrslehrer) 

Hessen 1.500.000,- • 

Mecklenburg-V. 445.000,- 1993: 	390.000,- 

Niedersachsen 1.092.000,- 1993: 1.127.000,- 
1994: 1.172.000,- 
1995: 1.219.000,- 
1996: 1.267.800,- 

12. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse aus an-
deren europäischen und außereuropäischen Staa-
ten über die Beteiligung von p rivaten Sponsoren 
und gesellschaftlichen Gruppen an der Verkehrs-
sicherheitsarbeit vor, und wie beurteilt die Bun-
desregierung derartige Aktivitäten? 

Eine Beteiligung von privaten Stellen und gesellschaft-
lich relevanten Gruppen an der Verkehrssicherheitsar-
beit, die von Regierungen auf nationaler oder regio-
naler Ebene organisiert und durchgeführt wird, gibt es 
in vielen europäischen und außereuropäischen Staa-
ten. Dabei ist zwischen einem finanziellen Engage-
ment (Sponsoren) und einer Beteiligung im Sinne einer 
Mitwirkung an Entscheidungs- und Umsetzungspro-
zessen zu unterscheiden. Sponsoring als eine Form der 
finanziellen und organisatorischen Beteiligung an den 
Kosten und an der Umsetzung von Verkehrssicher-
heitsprogrammen, ohne den Entscheidungsspielraum 
des Sponsoringempfängers einzuengen, gibt es vor 

allem durch die Automobilindustrie, die Energiewirt-
schaft und durch Versicherungen, teilweise auch durch 
Automobilclubs und die Verkehrswachten einzelner 
europäischer und außereuropäischer Staaten. 

Ein vollständiger oder systematischer Überblick über 
Höhe und Umfang dieses Sponsorings in anderen Län-
dern ist nicht vorhanden. Bekannt sind lediglich Ein-
zelfälle. In den USA und Kanada sowie in einigen 
südamerikanischen Staaten gibt es Sponsorenschaften 
für Verkehrssicherheitsmaßnahmen durch Versiche-
rungen und die Industrie, ebenso in den skandinavi-
schen Ländern und den Benelux-Staaten. 

Ein länderübergreifendes Sponsoring durch einen ein-
zigen privaten Träger gibt es selten. Die SHELL unter-
stützt in nahezu 30 Ländern der Welt die Jugendver-
kehrsschulen. 

Die Bundesregierung sieht in der Einbeziehung von 
Sponsoren in die Verkehrssicherheitsarbeit eine Bestä- 
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tigung ihrer Auffassung, daß Verkehrserziehungs- und 
Aufklärungsarbeit eine von allen gesellschaftlichen 
Kräften dauerhaft zu betreibende Aufgabe ist. Die 
Bundesregierung begrüßt insbeonsere Unterstützun-
gen von solchen Sponsoren, die sich der Verkehrs-
sicherheitsarbeit beispielsweise durch aktive Mitarbeit 
im Deutschen Verkehrssicherheitsrat besonders ver-
pflichtet fühlen. 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrem Verkehrs-
sicherheitsprogramm von 1984 erklärt, daß sie eine 
stärkere Beteiligung p rivater Sponsoren an Verkehrs-
sicherheitsarbeit befürwortet und fördert. 

13. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der 
Zusammenarbeit mit den Fernsehanstalten bei, 
um eine Erhöhung des Stellenwertes des Ver-
kehrssicherheitsgedankens zu erreichen? 

Die Bundesregierung mißt einer Verbreitung des Ver-
kehrssicherheitsgedankens, insbesondere über elek-
tronische Medien, eine besondere Bedeutung bei. 

Die Bundesregierung begrüßt daher jede geeignete 
Form der Zusammenarbeit, die darauf gerichtet ist, der 
Frage Verkehrssicherheit einen dem Umweltschutzge-
danken vergleichbaren Stellenwert in der Gesellschaft 
zu verschaffen. 

Es gilt, ein Verkehrssicherheits-Unterbewußtsein — 
analog  dem Umweltschutz — auszuprägen! 

14. In welcher Weise wird das Fernsehen in die Ver-
kehrssicherheitsarbeit der Bundesregierung oder 
anderer Organisationen der Verkehrssicherheits-
arbeit einbezogen? 

Die Ansprache der Verkehrsteilnehmer über das Fern-
sehen ist fester Bestandteil der Verkehrssicherheitsar-
beit des Bundesministers für Verkehr. Der Bundes-
minister für Verkehr hat in 1991/92 folgende TV-Ak-
tivitäten entwickelt: 

Finanzierung von 

— 37 Verkehrssicherheitsspots zum Ersteinsatz im 
Sendegebiet des DFF, 

— 26 Kurzfilme für Kinder, Ausstrahlung im ZDF, 
„Kalles Kleister Kompanie", 

— 26 Kurzspielshows "Ping-Pong", Zielgruppe Kin-
der, Ausstrahlung über den Bayerischen Rundfunk 
in der ARD sowie in vielen Dritten Programmen, 

— 50 x Kurzfilme für die gesamte Familie „Mein Papa 
sagt ... ", Ausstrahlung über den Bayerischen Rund-
funk bundesweit in der ARD (1992) 

— 15 Videoclips „Junge Radfahrer", Ausstrahlung 
bundesweit über Bayerischen Rundfunk in der 
ARD, 

— 115 x Verkehrsquiz für Kinder, Ausstrahlung über 
Bayerischen Rundfunk/ARD bundesweit (1992), 

— Sendungen in der ARD (Südwestfunk) „Rasthaus" 
zum Thema „Kinderverkehrssicherheit" und 
„Elektronische Verkehrsbeeinflussung", 

— 26 redaktionelle TV-Beiträge für MDR, ORB, insbe-
sondere über Hauptunfallgefahren im Straßenver-
kehr in den neuen Bundesländern, 

— Verbreitung 	der Verkehrssicherheitsbotschaft 
durch Beteiligung an der ZDF-Serie „Sieben-
birken" 

Nach einer Abfrage der großen Fernsehanstalten ist 
festzuhalten, daß nach eigenen Angaben die ARD den 
„7. Sinn" und das ZDF die Sendungen „Das Verkehrs-
gericht" und ,,Telemotor" als Programmteile mit Ver-
kehrssicherheitsinhalten benennen: RTL plus wie auch 
SAT 1 melden Fehlanzeige mit dem Hinweis auf den 
Unterhaltungscharakter ihres Programmes. 

Der Deutsche Verkehrssicherheitsrat (DVR) hat in den 
letzten beiden Jahren bei Filmproduktionen mitge-
wirkt, die sich dadurch auszeichnen, daß sie Verkehrs-
sicherheitsinhalte in Fernsehserien integrierten. So 
behandelten beispielsweise die mehrteiligen Familien-
serien „Die Eisprinzessin" sowie „Gefährliche Sehn-
sucht" Probleme des Alkohols im Straßenverkehr, der 
Wochenend-Disco-Unfälle, der Sicherheit auf dem Ar-
beitsweg sowie entsprechende Problemlösungsmög-
lichkeiten. Kooperationen sind jedoch nur dort mög-
lich, wo den Fernsehanstalten finanzielle Unterstüt-
zungen gegeben werden können. Die privaten Fern-
sehanstalten erwarten grundsätzlich eine Vollfinanzie-
rung. 

Die Deutsche Verkehrswacht (DVW) bezieht seit 1966 
den Westdeutschen Rundfunk (WDR) bei der Fernseh-
sendereihe „Der 7. Sinn" in ihre aus Bundesmitteln 
geförderte Verkehrssicherheitsarbeit ein. Im Januar 
1991 wurde die Sendereihe 25 Jahre alt; zeitgleich 
wurde der 1000. Spot ausgestrahlt. „Der 7. Sinn" ist 
die einzige von ihrer Konzeption her auf Dauer ange-
legte Zusammenarbeit zwischen der DVW und einer 
Fernsehanstalt. 

In  der  Vergangenheit hat es noch andere Kooperatio-
nen der DVW gegeben, so bei der „Sendung mit der 
Maus" und bei Sendungen für Gastarbeiter. Zur Zeit 
befindet sich eine Zusammenarbeit mit dem Südwest-
funk (SWF) in Vorbereitung, bei der 18 Fernseh-Kin-
der-Verkehrs-Spots hergestellt werden, die der Sen-
dung „Sandmännchen" im 3. SWF-Programm und ver-
gleichbaren Sendungen anderer ARD-Anstalten vor-
geschaltet werden sollen. Mit dem WDR gibt es seit 
Oktober 1991 eine Zusammenarbeit der DVW bei der 
Fernseh-Show „Kinderquatsch mit Michael", bei der 
alle zwei Wochen im Samstagnachmittagsprogramm 
ernste Themen der Verkehrssicherheitsarbeit spiele-
risch angegangen wurden. Die Themen und Fragen 
wurden vom WDR gemeinsam mit Fachleuten des 
„Kinderverkehrsclubs" der DVW entwickelt. 

15. Liegen der Bundesregierung Angebote der 
öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten zur generel-
len Umsetzung des Verkehrssicherheitsgedan-
kens entsprechend der Aids-Kampagne oder des 
Umweltschutzgedankens vor? 

Der Bundesminister für Verkehr hat sich zuletzt im Ok

-

tober 1992 an die Intendanten der öffentlich-recht

-

lichen Runkfunkanstalten Deutschlands gewandt mit 
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der Bitte, sein Anliegen zu unterstützen, dem 
Verkehrssicherheitsgedanken einen neuen, höheren 
Stellenwert einzuräumen. 

Einige Intendanten haben in Antwortschreiben betont, 
daß auch sie der Verkehrssicherheitsarbeit einen 
hohen Stellenwert einräumen. 

Angebote der öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten 
zur generellen Umsetzung des Verkehrssicherheitsge-
dankens entsprechend der AIDS-Kampagne oder des 
Umweltschutzgedankens liegen der Bundesregierung 
nicht vor. 

16. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, ob, 
und wenn ja, wie Landesrundfunkanstalten die 
Verkehrssicherheitsarbeit der jeweiligen Landes-
regierungen unterstützen? 

Die Landesrundfunkanstalten senden täglich in regel-
mäßigem Abstand Verkehrshinweise für die Verkehrs-
teilnehmer auf den Bundesfernstraßen und den Land-
straßen. Diese Hinweise über Staubildungen, Straßen-
sperrungen durch Baumaßnahmen, durch Unfall oder 
durch Naturkatastrophen und die dazu erforderlichen-
falls gegebenen Umleitungsempfehlungen sowie die 
Hinweise auf jahreszeitbedingte Behinderungen durch 
Schnee, Eisglätte, Nebel usw. sind ein wesentlicher 
Beitrag für die allgemeine Verkehrssicherheit auf den 
Straßen. 

Über diese allgemeine Unterstützung hinaus leisten 
die Landesrundfunkanstalten in einigen Ländern 
durch besondere gezielte Maßnahmen bedeutende 
Beiträge zur Hebung der Verkehrssicherheit auf den 
Straßen. Im einzelnen ist hierzu folgendes festzu-
halten: 

Baden-Württemberg 

— Beteiligung bei der Erarbeitung einer Kinder-
Ferien-Kassette mit Spiel- und Ratespäßen sowie 
Tips über Verhaltensweisen während der Ferien-
fahrt; 

— Gemeinsame Gestaltung eines Faltblatts über 
„Aggressionen im Straßenverkehr" mit Sendebei-
trägen im Aktionszeitraum; 

— Aussendung von Spots für „Junge Fahrer" zu den 
Hauptunfallursachen, z. B. Geschwindigkeit/Über-
holen und Alkohol. 

Bayern: 

— Im Zusammenwirken des Bayerischen Rundfunks 
und des Bayerischen Staatsministeriums des Innern 
werden seit 1988 jährlich Fernsehspots zur Ver-
kehrsaufklärung produziert und jeder Spot minde-
stens dreißigmal ausgestrahlt. 1991 wurden elf 
Fernsehspots hergestellt. Für die Produktion der 
Fernsehspots wurde vom Bayerischen Staatsmini-
sterium des Innern ein Kostenbeitrag von 95 000 
DM bezahlt. Ausstrahlungskosten sind nicht ange-
fallen. 

— Die Fernsehsendung „Fit und fair — das aktuelle 
Verkehrsmagazin" wird in enger Absprache zwi

-

schen Bayerischem Rundfunk und dem Bayerischen 
Staatsministerium des Innern produziert. Die drei-
ßigminütige Sendung befaßt sich mit aktuellen 
Themen und Nachrichten zur Verkehrserziehung 
und Verkehrsaufklärung und wird jeweils um 17.30 
Uhr am dritten Sonntag im Monat ausgestrahlt. 

Zu den Produktionskosten der zwölf jährlichen Sen-
dungen gewährt das Innenministerium einen 
Kostenbeitrag in Höhe von 200 000 DM. 

Berlin: 

Abgesehen von Einzelaktionen in den Stadtbezirken, 
mit denen beispielsweise Pressemitteilungen zur Ver-
kehrserziehung, Verkehrsaufklärungs-Veranstaltun-
gen durch Rundfunksender ausgestrahlt werden, fin-
det derzeit keine weitere Zusammenarbeit mit Landes-
rundfunkanstalten statt. Die Senatsverwaltung beab-
sichtigt jedoch, durch Rundfunkanstalten Hörfunk

-

Spots ausstrahlen zu lassen. 

Brandenburg: 

Die Landesrundfunkanstalten unterstützen die Ver-
kehrssicherheitsarbeit der Polizei insofern, als der Hör-
funk über Verkehrskontrollen und deren Ergebnisse 
berichtet, Gesprächsrunden mit Experten durchführt 
und über neue Rechtsgrundregelungen informiert. 

Durch den Fernsehfunk werden ebenfalls Gesprächs-
runden mit Experten ausgestrahlt. Darüber hinaus 
wird gemeinsam mit dem Ministe rium des Innern und 
einem Unterhaltungskünstler eine Game-Show zum 
Thema Verkehrssicherheit produziert, die ab Juli des 
Jahres wöchentlich gesendet wird. 

Hamburg: 

Die Verkehrssicherheitsarbeit wird durch die Landes-
rundfunkanstalten und den Verkehrsfunk unterstützt. 
Sie berichten außerdem aktuell über Verkehrssicher-
heitsaktionen. 

Hessen: 

Örtliche Verkehrssicherheitsaktionen unter dem Motto 
„Sicher unterwegs in Hessen" werden gemeinsam vom 
Hessischen Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und 
Technologie und vom Hessischen Rundfunk durchge-
führt. Weiterhin wird die landesweite Verkehrssicher-
heitsaktion „MINUS 10 % — runter mit den Unfallzah-
len" durch den Hessischen Rundfunk sowie durch 
Radio RPR unterstützt. 

Mecklenburg-Vorpommern: 

Es fanden bereits zahlreiche Rundfunksendungen 
statt, bei denen z. B. Vertreter des Innen- und Wirt-
schaftsministeriums, der Landespolizei oder der Lan-
desverkehrswacht an Diskussionen zu Fragen der Ver-
kehrssicherheitsarbeit beteiligt waren. Dabei handelt 
es sich jedoch noch weitestgehend um sporadische Ak-
tionen, z. B. im Rahmen der Vorbereitung der Ver-
kehrssicherheitswoche. Durch die Landesverkehrs-
wacht wurde beim NDR ein Antrag auf regelmäßige 
Durchführung von Sendungen zum Thema Verkehrs- 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/4206 

sicherheit gestellt. Eine entsprechende Entscheidung 
liegt noch nicht vor. Verkehrsinformationen mit lokaler 
Bedeutung werden über NDR 1, Radio M-V, in Meck-
lenburg-Vorpommern regelmäßig ausgestrahlt. 

Nordrhein-Westfalen: 

Das WDR-Fernsehen (West 3) erhält von allen Kurzfil-
men, die im Auftrag des Ministeriums für Stadtent-
wicklung und Verkehr NRW zum Thema Verkehrs-
sicherheit produziert werden, eine Kopie. Das Fernse-
hen sendet diese Spots kostenlos als Füller, wenn sich 
zwischen Programmteilen Pausen ergeben. 

Sachsen-Anhalt: 

In der Sendereihe „Telethek" des MDR-Fernsehens 
stehen regelmäßig Verkehrs- und Verkehrssicherheits-
probleme auf dem Programm. 

Erkenntnisse über nennenswerte Aktivitäten der 
Rundfunkanstalten im Straßenverkehrssicherheitsbe-
reich in den hier nicht erwähnten Bundesländern lie-
gen der Bundesregierung nicht vor. 

III. Folgen der Transitfunktion Deutschlands für die 
Verkehrssicherheit 

17. Welche Auswirkungen würde eine Deregulierung 
des Güterkraftverkehrs auf die Verkehrsdichte 
und auf die Verkehrssicherheit haben? 

Die Bundesregierung verweist auf ihre Antwort auf die 
Kleine Anfrage des Abgeordneten Senfft und der Frak-
tion DIE GRÜNEN vom 17. Ap ril 1986 (Drucksache 10/ 
5340). 

Die Verkehrssicherheit ist durch sicherheitsspezifische 
Vorschriften und Maßnahmen und deren ausreichende 
Überwachung zu gewährleisten — unabhängig davon, 
wie die Marktordnung gestaltet ist. 

Hierzu zählen Verhaltensvorschriften für Straßenver-
kehr, technische Überwachungsvorschriften für Kfz, 
Ausbau sicherer Verkehrswege, Einsatz von Verkehrs-
beeinflussungs-/Verkehrssteuerungsanlagen. 

18. Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage, 
daß die Bundesrepublik Deutschland als bedeu-
tendes Transitland im Zuge des steigenden 
Warenaustausches und des steigenden Ver-
kehrsaufkommens als Folge des europäischen 
Binnenmarktes und der wirtschaftlichen Öffnung 
Mittel- und Osteuropas Einbußen in der Verkehrs-
sicherheit hinnehmen wird? 

Eine Zunahme des Verkehrsaufkommens führt nicht 
zwangsläufig zu einer Einbuße in der Verkehrssicher-
heit, wenn entsprechende Maßnahmen ergriffen wer-
den. 

Die Bundesregierung wird durch Verkehrswegebau, 
Ausbau der Kooperation, Stärkung der umweltfreund-
lichen Verkehrsträger, Verbesserung des Verkehrs-
flusses, Vernetzung der Verkehrssysteme und bessere 
Organisation des Verkehrs durch den Einsatz von 

Telematik und intensive Verkehrssicherheitsarbeit für 
die umweltgerechte und sichere Bewältigung des Ver-
kehrswachstums sorgen. 

IV. Internationale Zusammenarbeit 

19. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
einer internationalen Zusammenarbeit im Ver-
kehrssicherheitsbereich bei, und welche Möglich-
keiten der internationalen Zusammenarbeit sieht 
sie? 

Nach Ansicht der Bundesregierung muß Verkehrs-
sicherheit trotz aller nationalen Bemühungen auch 
durch internationale Zusammenarbeit verbessert wer-
den. Eine internationale Zusammenarbeit ist beispiels-
weise unentbehrlich im Bereich der Fahrzeugsicher-
heit. Weitere Beispiele sind die internationalen Gefahr-
gutvorschriften, die weitestgehende Vereinheitlichung 
der Verkehrszeichen, die europaweite Begrenzung der 
Lenkzeiten im Straßenverkehr und die Harmonisie-
rung des Fahrerlaubnisrechts (Europäischer Führer-
schein). 

Andererseits sind aber auch unterschiedliche nationale 
Gegebenheiten zu beachten. Ein europaweites Modell, 
das alle Aspekte der Verkehrssicherheit umfaßt, kann 
nicht Ziel internationaler Verkehrssicherheitsarbeit 
sein. 

Als institutioneller Rahmen für die internationale Ver-
kehrssicherheitsarbeit bieten sich die EG, die Europäi-
sche Verkehrsministerkonferenz (CEMT) und die VN

-

Wirtschaftskommission für Europa (ECE) an, wobei 
allerdings darauf zu achten ist, daß Doppelarbeit ver-
mieden wird. 

Ergänzend zu den im staatlichen Bereich getroffenen 
Maßnahmen arbeiten Organisationen im Bereich der 
Verkehrssicherheit wie etwa der Deutsche Verkehrs-
sicherheitsrat oder die Deutsche Verkehrswacht mit 
anderen europäischen Organisationen zusammen. Ge-
meinsame Aktionen werden von Fall zu Fall in mehre-
ren Ländern gleichzeitig durchgeführt. 

20. In welcher Weise wird sich künftig die EG

-

Kommission an der Politik der Verkehrssicherheit 
beteiligen? 

Auf Grundlage einer Resolution des Rates vom 21. Juni 
1991 betreffend ein gemeinschaftliches Aktionspro-
gramm im Bereich der Straßenverkehrssicherheit und 
nach Diskussion mit einer hochrangigen Beamten-
gruppe (Abteilungsleiter Straßenverkehr) bereitet die 
EG-Kommission zur Zeit eine Mitteilung über ein Ge-
meinschaftsprogramm im Bereich der Straßenver-
kehrssicherheit vor. Sie will die Mitteilung in Kürze 
vorlegen. Soweit bisher bekannt, wird die Kommission 
folgende Schwerpunkte setzen: 

— Maßnahmen für eine angepaßte Geschwindigkeit, 

— Alkohol und Fahren, 

— Verkehrserziehung (auch in der Schule) und Fahr-
training, 
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— aktive und passive Fahrzeugsicherheit, 

— Informations- und Erfahrungsaustausch und Ein-
richtung einer Datenbank auf Gemeinschaftsebene, 

— Anzeigenwerbung, die die Verkehrssicherheit 
negativ beeinflussen könnte, 

— Verkehrsinfrastruktur und Verkehrssicherheit. 

Der Rat wird die Vorschläge der Kommission zu gege-
bener Zeit prüfen. 

Die deutsche Seite vertritt die Auffassung, daß die 
Gemeinschaft nur tätig werden sollte, soweit dies bes-
sere Ergebnisse verspricht als einzelstaatliches Han-
deln (Subsidiaritätsprinzip). 

V. Infrastruktur und Verkehrssicherheit 

21. Welchen Beitrag vermag eine leistungsfähige Ver-
kehrsinfrastruktur für die Verkehrssicherheit zu 
leisten? 

Der bedarfsgerechte Ausbau der Verkehrsinfrastruktur 
trägt wesentlich zur Hebung der Verkehrssicherheit 
bei: 

— Durch Bereitstellung ausreichender Kapazitäten 
werden der Verkehrsfluß verbessert, Überlastungen 
abgebaut, 

— Unfallschwerpunkte beseitigt und 

— Ortsdurchfahrten durch Umgehungen entlastet. 

Verkehrswege, die nach modernen, aufgrund von 
Sicherheitsgesichtspunkten erarbeiteten Richtlinien 
entworfen wurden, setzen Unfallgefahren herab. 

Die leistungsfähigsten Straßen, die Autobahnen, sind 
gleichzeitig die sichersten Straßen. Die Unfallkosten 
betragen je zurückgelegtem Kraftfahrzeugkilometer 
auf Autobahnen 4 Pfennig, auf Landstraßen (= Straßen 
außerhalb von Ortschaften ausgenommen Autobah-
nen) 8 Pfennig und innerhalb von Ortschaften 16 Pfen-
nig (1990). Hauptgründe für die vergleichsweise gerin-
gen Unfallkosten beim Fahren auf Autobahnen sind 
Richtungstrennung, zügige Linienführung in Grund- 
und Aufriß, angemessener Fahrbahnquerschnitt, plan-
freie Knotenpunkte sowie das Benutzungsverbot für 
Fußgänger, Radfahrer und langsame Kraftfahrzeuge. 
Attraktive Hochleistungsstraßen, die Verkehr von 
Landstraßen und insbesondere von innerörtlichen Stra-
ßen abziehen, erhöhen daher deutlich die Sicherheit. 

Auch die Ausstattung mit Markierungen, deren Sicht-
barkeit bei Nässe insbesondere in der Nacht deutlich 
gegenüber herkömmlichen Markierungen verbessert 
wurde, erhöht sowohl Leistungsfähigkeit wie Sicher-
heit. Schutzplanken im Mittelstreifen der Autobahnen 
sowie sonst an Stellen, an denen das Abkommen von 
der Fahrbahn besonders gefährlich ist, bewirken eine 
Reduzierung der Unfallschwere und damit im Mittel 
auch eine Verkürzung der Zeiten für die Räumung der 
Unfallstellen. Die Verbesserung der Verkehrsführung 
in Arbeitsstellen auf Straßen bewirkt gleichfalls eine 
Verbesserung sowohl der Leistungsfähigkeit wie auch 
der Sicherheit. 

Zur Infrastruktur gehören auch Wegweisung und son

-

stige Beschilderung, die gerade im Autobahnnetz 

bereits einen hohen Stand aufweisen und laufend ver-
bessert werden. Mit Mitteln der Verkehrsbeeinflus-
sung (z. B. Stauwarnanlagen) kann auf geeigneten 
Streckenabschnitten zudem die Störanfälligkeit verrin-
gert und die Verkehrssicherheit deutlich verbessert 
werden; der Bundesminister für Verkehr beabsichtigt 
daher, in Zukunft vermehrt Verkehrsbeeinflussungs-
anlagen vor allem im Bundesautobahnnetz einzuset-
zen und diese Einrichtungen mittelfristig auch mit Leit-
systemen der Kommunen sowie der öffentlichen Ver-
kehrsträger zu verknüpfen. 

Darüber hinaus ist die Erhöhung der Attraktivität 
sowohl des Güterverkehrs auf Schiene und Wasserweg 
wie auch des öffentlichen Personenverkehrs von er-
heblicher positiver Wirkung auf die Gesamt-Verkehrs-
sicherheit. 

Auch der neue Bundesverkehrswegeplan 1992 (BVWP 
'92) wird durch die Schwerpunktverlagerung auf den 
Ausbau der Schienenwege und die damit mögliche 
Verlagerung von Verkehren zu einer weiteren Er-
höhung der Verkehrssicherheit beitragen. 

22. Auf welche Weise unterstützt die Bundesregie-
rung die neuen Bundesländer beim Aufbau einer 
leistungsfähigen Verkehrsinfrastruktur? 

Noch vor der Herstellung der Einheit Deutschlands hat 
die Bundesregierung für den Ausbau der Verkehrs-
wege in der ehemaligen DDR im zweiten Halbjahr 
1990 rd. 2 Mrd. DM bereitgestellt. 

1991 beliefen sich die Ausgaben für Verkehrswegein-
vestitionen auf dem Gebiet der neuen Länder auf rd. 
5,1 Mrd. DM, was einem Anteil von 30 % an den Ge-
samtinvestitionen für Verkehrswege des Bundes ent-
sprach. 1992 wurden hierfür 8,6 Mrd. DM aufgewen-
det. Dies entspricht einem Anteil von ca. 47 % an den 
gesamten Verkehrswegeinvestitionen. 

Zusätzlich erhielten die neuen Bundesländer 1991 
Finanzhilfen nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz (GVFG) für den Ausbau des öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV) sowie für kommunalen 
Straßenbau in Höhe von ca. 740 Mio. DM. 1992 wurden 
für diesen Zweck 1,15 Mrd. DM im Haushalt vorge-
sehen, und für die Jahre 1993 bis 1995 werden jährlich 
hierfür Ausgaben von ca. 1,52 Mrd. DM veranschlagt. 

Hinzu treten Verstärkungen aus dem Gemeinschafts-
werk „Aufschwung Ost" , die 1991 ca. 1,1 Mrd. DM und 
1992 ca. 1,8 Mrd. DM ausmachten. 

In der zurückliegenden Zeit stand die Schließung von 
Lücken zwischen den Netzen der alten und der neuen 
Länder und der Nachholbedarf im Vordergrund. Im 
Hinblick auf die Verkehrssicherheit ist z. B. die Aus-
stattung der Bundesautobahnen mit Mittelschutzplan-
ken ein entscheidender Schritt zur Angleichung an 
den westlichen Sicherheitsstandard; die Ausstattung 
wurde 1992 fast vollständig abgeschlossen. 

Mit dem BVWP '92 werden die Neu- und Ausbaumaß-
nahmen in den neuen Ländern festgelegt, die mit 
knapp zwei Fünftel an den im Regierungsentwurf des 
BVWP bis zum Jahre 2010 vorgesehenen Investitionen 
von ca. 414 Mrd. DM überproportional beteiligt sind. 
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Bereits im Vorgriff auf den BVWP '92 wurden 17 „Ver-
kehrsprojekte Deutsche Einheit" beschlossen, die eine 
Schlüsselfunktion für das Zusammenwachsen der alten 
und neuen Bundesländer haben. Die „Verkehrspro-
jekte Deutsche Einheit" repräsentieren ein Gesamt-
volumen von rd. 57 Mrd. DM, wovon 45 Mrd. DM in 
den Bereich der neuen Bundesländer fallen. 

23. Wird die Erstellung einer leistungsfähigen Ver-
kehrsinfrastruktur in den neuen Bundesländern 
erschwert bzw. behindert? 

Die Bundesregierung ist um die Erstellung einer lei-
stungsfähigen Infrastruktur in den neuen Ländern be-
müht. Soweit es um die kapazitive Erweiterung der 
Straßeninfrastruktur geht, gibt der vorliegende Refe-
rentenentwurf für das Änderungsgesetz zum Bundes-
fernstraßenausbaugesetz die entsprechenden Hin-
weise auf den sachlichen und finanziellen Umfang. 

Mit der Gründung der Planungsgesellschaften DEGES 
(Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und Bauge-
sellschaft mbH) und Bahnbau Deutsche Einheit mbH 
(PBDE) hat die Bundesregierung für die Planung der 
Verkehrsprojekte „Deutsche Einheit" eine Planungs-
kapazität geschaffen, die gerade in den neuen Bundes-
ländern bisher nicht zur Verfügung stand. 

Mit dem im Dezember 1991 in Kraft getretenen Ver-
kehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz können 
die Planungsverfahren für Bundesverkehrswege und 
für U- und Straßenbahnen in den neuen Bundeslän-
dern und in Berlin spürbar schneller durchgeführt wer-
den. Für Teile der Verkehrsprojekte „Deutsche Ein-
heit", die eine darüber hinausgehende Planungsbe-
schleunigung erfordern, ist eine Bauzulassung unmit-
telbar durch den Bundesgesetzgeber (Investitionsmaß-
nahmengesetz) geplant. 

VI. Verantwortungsbewußtes Fahren und Einhalten 
von Verkehrsregeln 

24. Wie beurteilt die Bundesregierung die altersgrup-
penspezifischen Unterschiede hinsichtlich der Op-
fer selbst- und fremdverschuldeter Unfälle, diffe-
renziert nach der jeweiligen Beteiligung als Fah-
rer, Beifahrer, Radfahrer, Fußgänger? 

Die Beantwortung dieser Fragen kann nur auf der 
Grundlage veröffentlichter Unfallstatistiken erfolgen. 
Dazu sind methodische Vorbemerkungen erforderlich: 

1. Unter „Opfern" von Unfällen verstehen wir hier — 
entsprechend der Definition der Straßenverkehrs-
unfallstatistik — Beteiligte an Unfällen mit Personen-
schaden. Als „selbstverschuldet" gilt ein Unfall für 
denjenigen Beteiligten, den der unfallaufnehmende 
Polizeibeamte als Hauptverursacher einstuft. 

2. Beifahrer, d. h. Mitfahrer in Pkw, werden aufgrund 
von Besonderheiten der Unfallstatistik nachfolgend 
gesondert von Pkw-Fahrern, Radfahrern und Fuß-
gängern behandelt (vgl. Tab. 3). 

3. Für die neuen Bundesländer liegen noch keine hin-
reichend differenzierten Unfallstatistiken vor, die es 
erlauben würden, eine den alten Bundesländern 
entsprechende Analyse der Daten vorzunehmen. 
Daher muß an dieser Stelle auf eine spezielle Daten-
analyse verzichtet werden. 

Im Jahr 1990 ereigneten sich in den alten Bundeslän-
dern 340 043 Unfälle mit Personenschaden. Daran 
waren 676 363 Verkehrsteilnehmer beteiligt. Wie 
Tabelle 1 zeigt, waren 69,7 % (471 230) aller an Unfäl-
len mit Personenschaden Beteiligten Pkw-Fahrer, 
10,4 % (70 043) aller Beteiligten waren Fahrer von 
Fahrrädern und 6,3 % (42 462) Fußgänger. 

Auf sämtliche übrigen Verkehrsteilnehmer entfallen 
lediglich 13,6 % aller Unfallbeteiligten. Nachfolgend 
wird auf die altersspezifische Darstellung dieser 
Gruppe verzichtet. 

Tabelle 1: Beteiligte an Unfällen mit Personenschaden im Jahre 1990 nach der Art der Verkehrsbeteiligung 

Art der Verkehrsbeteili

-

gung 
Beteiligte 

Anzahl 	 % 

davon Hauptverursacher (01) 

Anzahl 	 % (01)1) 

Fußgänger 42.426 6,3 16.244 38,3 

Fahrer von 

- Fahrrädern 70.043 10,4 29.657 42,3 

- Mofas, Mopeds 13.192 1,9 7.134 54,1 

- Motorrädern 31.654 4,7 14.301 45,2 

- Personenkraftwagen 471.230 69,7 246.742 52,4 

Sonstige 47.818 7,1 25.965 54,3 

Gesamt 676.363 100,0 340.043 50,3 

1) Anteil der Hauptverursacher an allen Beteiligten der Verkehrsbeteiligungsgruppe 
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Für jeden Unfall ermittelt die Polizei einen Hauptver-
ursacher, der nach ihrer Einschätzung die Hauptschuld 
am Unfall trägt. Der Anteil der Hauptverursacher an 
allen Beteiligten beträgt für das Jahr 1990 50,3 %. 

Pkw-Fahrer (52,4 %) und Fahrer von Mofas/Mopeds 
(54,1 %) wurden etwas häufiger als im Durchschnitt als 
Hauptverursacher eingestuft. Dagegen verursachten 
Fußgänger mit 38,3 %, Fahrer von Fahrrädern mit 
42,3 % und Fahrer von Motorrädern mit 45,2 % unter-
durchschnittlich häufig Unfälle mit Personenschaden. 

Das bedeutet, daß diese Gruppen von Verkehrsteilneh-
mern etwas häufiger „Opfer" von Verkehrsunfällen 
werden, ohne diese Unfälle selbst zu verschulden. 

Pkw-Fahrer als Hauptverursacher von Unfällen mit 
Personenschaden 

Von den insgesamt 471 230 unfallbeteiligten Pkw-Fah-
rern stellt die Gruppe der unter 25jährigen mit 138 095 
knapp 30 %. Im Alter über 64 Jahren wurden lediglich 
21 234 Pkw-Fahrer (4,5 %) als Unfallbeteiligte ermit-
telt. 

Junge Pkw-Fahrer wurden auch am häufigsten als 
Hauptverursacher eingestuft. In der Altersklasse der 
18- bis 20jährigen unfallbeteiligten Pkw-Fahrer wurde 
in 64,5 % der Fälle die Hauptschuld am Unfall den 

Pkw-Fahrern zugewiesen (siehe Tab. 2). Mit zuneh-
mendem Lebensalter sinkt dann der Anteil als „Haupt-
verursacher" und erreicht für die Altersklasse der 35

-

bis 44jährigen mit 45,9 % den geringsten Wert. 

Mit der Altersklasse der 45- bis 54jährigen steigt der 
Anteil der Hauptverursacher wieder leicht an und er-
reicht für die über 64jährigen einen Anteil von 64,3 %. 

Junge Erwachsene unter 25 Jahren stellen somit nach 
wie vor die Hauptproblemgruppe unter den Pkw-Fah-
rern dar. Sie sind am häufigsten an Unfällen beteiligt, 
und die Unfälle, in die sie verwickelt werden, verur-
sachen sie häufiger selbst als Fahrer der höheren Al-
tersgruppen. 

Fahrradfahrer als Hauptverursacher von Unfällen mit 
Personenschaden 

Die als Hauptverursacher beschuldigten Fahrradfahrer 
unterscheiden sich hinsichtlich ihres Beschuldigtenan-
teils in den einzelnen Altersklassen (siehe Tab. 2). Für 
die unter 15jährigen Fahrradfahrer beträgt der Anteil 
der Hauptverursacher an allen Beteiligten 50,7 %. Die-
ser Anteil sinkt mit zunehmendem Lebensalter und er-
reicht für die Altersklasse der 35- bis 44jährigen einen 
Wert von 36 %, der dann für die Altersklassen der über 
64jährigen auf 45 % ansteigt. 

Tabelle 2: An Unfällen mit Personenschaden im Jahre 1990 Beteiligte bzw. Hauptbeschuldigte nach Verkehrs-
beteiligung und Alter 

Alter 
(Jahre) 

Pkw-Fahrer Fahrradfahrer Fußgänger 

Unfallbetei

-

ligte 
davon 
Hauptbesch. 
(%) 

Unfallbetei

-

ligte 
davon 
Hauptbesch. 
(%) 

Unfallbetei

-

ligte 
davon 
Hauptbesch. 
(%) 

unter 15 43 83,7 16.125 50,7 12.936 48,7 

15 - 17 582 86,3 6.464 44,1 1.493 42,7 

18 - 20 57.947 64,5 4.448 39,3 1.804 35,6 

21 - 24 79.523 55,4 5.884 37,2 2.217 36,0 

25 - 34 122.931 49,5 10.153 36,2 4.411 37,3 

35 - 44 71.897 45,9 6.068 36,0 3.345 34,9 

45 - 54 63.945 46,1 7.596 36,2 4.059 34,8 

55 - 64 33.972 50,6 5.718 37,2 3.505 31,0 

65 u. m. 21.234 64,3 6.193 45,0 8.189 30,2 

Gesamt" 471.230 52,4 70.043 42,3 42.462 38,3 

1). Unfallbeteiligte ohne Angabe des Alters hinzugezählt. 
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Fußgänger als Hauptverursacher von Unfällen mit Per-
sonenschaden 

Bei jedem zweiten unfallbeteiligten Fußgänger handelt 
es sich um ein Kind oder einen älteren Menschen ab 
65 Jahre. 

Die Untergliederung nach dem Lebensalter zeigt fer-
ner, daß für die unter 15jährigen Fußgänger der Anteil 
der Hauptbeschuldigten mit 46,7 % am höchsten ist. 
Auch hier nimmt mit zunehmendem Lebensalter der 
Anteil als Hauptverursacher ab. Er erreicht für die über 
64jährigen Fußgänger ein Minimum von 30,2 %. 

Sowohl bei den Fußgängern wie bei den Radfahrern 
wird deutlich, daß Kindern überdurchschnittlich häufig 
die Hauptschuld am Zustandekommen von Unfällen 
mit Personenschaden zugesprochen wird. Dies gilt 
trotz des im Jahre 1980 in die StVO eingeführten ein-
geschränkten Vertrauensgrundsatzes gegenüber Kin

-

dern. Daraus läßt sich folgern, daß Bemühungen zum 
verbesserten Schutz und zur Verkehrserziehung von 
Kindern dringend erforderlich sind und fortgesetzt 
werden müssen. 

Zur Situation von Mitfahrern in Pkw 

Betrachtet man die altersspezifische Untergliederung 
verunglückter Benutzer in den alten Bundesländern 
(getötete oder verletzte Fahrer und Mitfahrer) von 
Pkw, fällt der hohe Anteil junger Pkw-Benutzer beson-
ders auf: 40 % aller verunglückten Benutzer von Pkw 
sind noch keine 25 Jahre alt (vgl. Tab. 3). Bei weiterer 
Untergliederung nach Mitfahrern von Pkw springt die 
jugendspezifische Problematik noch stärker ins Auge: 

Fast jeder zweite verunglückte Pkw-Mitfahrer (genau: 
48,4 %) gehört der Altersgruppe der unter 25jährigen 
an. Die hohe Unfallverwicklung junger Leute ist als 
Folge vielfältiger Risikobedingungen zu verstehen. Im 
Vordergrund stehen die hohe Mobilität Jugendlicher 
und junger Erwachsener (gleichermaßen als Mitfahrer 
und Fahrer) sowie die Besonderheiten im Fahrverhal-
ten junger Fahranfänger. 

Soweit es der Vergleich über das Unfallkriterium „Ver-
unglückte" erkennen läßt, weichen die Unfalldaten 
hinsichtlich der Altersstruktur in den alten und neuen 
Bundesländern allerdings nicht wesentlich vonein-
ander ab. Geringfügige Unterschiede bestehen ledig-
lich bei den Kindern (etwas höherer Anteil in den 
neuen Bundesländern) und bei der Altersgruppe der 
21- bis 24jährigen (etwas höherer Anteil in den alten 
Bundesländern). 

Zusammenfassende Wertung 

Insgesamt läßt die Differenzierung nach Altersgruppen 
erkennen, daß die jüngeren Altersgruppen (bis ca. 
25 Jahre) überdurchschnittlich häufig an Unfällen mit 
Personenschaden beteiligt sind und von der Polizei als 
„Hauptverursacher" eingestuft werden. Ältere Men-
schen sind bei Fußgängerunfällen überproportional 
beteiligt, werden allerdings besonders selten als Ver-
ursacher ermittelt. Dagegen treten sie bei den Pkw

-

Unfällen häufiger als Verursacher in Erscheinung als 
die Altersgruppe der 21- bis 64jährigen. Je nach Art 
der Verkehrsbeteiligung liegen somit unterschiedliche 
Problemschwerpunkte vor, die bei der Konzeption von 
Verkehrssicherheitsmaßnahmen zu berücksichtigen 
sind. 

Tabelle 3: Verunglückte Pkw-Benutzer bei Straßenverkehrsunfällen 1990 in den alten und neuen Bundes-
ländern 

Alter 
(Jahre) 

Verunglückte Benutzer von Personenkraftwagen 

Alte Bundesländer Neue Bundesländer 

Anzahl % 

davon Mitfahrer (MF)  

Anzahl  % % (MF)  Anzahl  % 

unter 15 13.915 4,8 13.890 13,5 99,8 2.355 7,7 

15 - 17 7.732 2,7 7.364 7,2 95,2 978 3,2 

18-20 42.400 14,7 14.143 13,8 33,4 4.176 13,7 

21 - 24 51.313 17,8 14.211 13,9 27,7 4.487 14,7 

25 - 34 69.866 24.3 18.351 17,9 26,3 7.533 24,7 

35 - 44 37.140 12,9 9.900 9,6 26,7 4.211 13,8 

45 - 54 33.347 11,6 10.518 10,3 31,5 3.435 11,3 

55 - 64 18.263 6,3 7.185 7,0 39,3 1.932 6,3 

65 u. m. 13.674 4,7 6.995 6,8 51,2 1.187 3,9 

Gesamt 1) 287.902 100,0 102.557 100,0 35,6 30.521 100,0 

1) Unfallbeteiligte ohne Angabe des Alters hinzugezählt 
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25. Welche Maßnahmen sind aus der Sicht der Bun-
desregierung über die von ihr durchgeführten 
Aufklärungs- und Erziehungsmaßnahmen hinaus 
erforderlich, um eine Senkung der Unfallzahlen zu 
erreichen? 

Außer den allgemein laufenden Aufklärungs- und Er-
ziehungsmaßnahmen sind folgende Maßnahmen zur 
Reduzierung der Unfälle vorgesehen: 

— Einführung der Atemalkohol-Analyse als gerichts-
geeignetes Beweismittel zur Verbesserung der Kon-
trollsituation, 

— Einführung der Verpflichtung, Kinder bis zu zwölf 
Jahren nur noch gesichert in Kraftfahrzeugen mit-
zunehmen, sie tritt am 1. Ap ril 1993 in Kraft. 

— Verbesserung der Sicherheit an Schulbushaltestel-
len (einen entsprechenden Verordnungsentwurf, 
der das Vorbeifahren an Schulbussen, die an Halte-
stellen außerhalb geschlossener Ortschaften halten, 
verbietet, hat der BMV bereits in das Anhörungs-
verfahren gegeben). 

Im Bereich des Straßenbaus sind folgende Maßnahmen 
zur Erhöhung der Sicherheit weitgehend realisiert 
worden: 

— Angleichung des Sicherheitsstandards der Auto-
bahnen in den neuen Ländern an den der alten 
Bundesländer (Deckenerneuerungen, bauliche Ver-
besserung von Anschlußstellen, Installation von 
Schutzplanken, Straßenmarkierungen, Verlegung 
von Notrufsäulen vom Mittelstreifen an den Fahr-
bahnrand). 

Die weitere Erhöhung der Verkehrssicherheit wird 
durch die Realisierung folgender Maßnahmen erreicht: 

— Auf Bundesstraßen die Realisierung des 

O Programms zum Bau von Ortsumgehungen, 

O Programms zur Beseitigung von höhengleichen 
Bahnübergängen, 

O Programms zum Bau von Radwegen an Bundes-
straßen. 

— Auf Autobahnen 

O Minimierung von Beeinträchtigungen des Ver-
kehrsablaufs und Erhöhung der Verkehrssicher-
heit in den Bereichen der Baustellen, 

O Minimierung der Bauzeiten, 

O bessere zeitliche und räumliche Verteilung der 
Baustellen, Vermeidung von Baustellenkonzen-
trationen und 

O Verminderung der Anzahl der Baustellen in den 
Reisezeiten. 

— Auf Bundesfernstraßen 

O Einrichtung von situationsabhängigen Ver-
kehrsbeeinflussungsanlagen (vgl. Antwort zu 
Frage 27). 

Daneben hält es die Bundesregierung für die Verbes-
serung der Verkehrssicherheit für notwendig, daß die 
Einhaltung der für einen sicheren Verkehrsablauf 
wichtigen Verkehrsregeln wirksam überwacht wird. 
Während die Überwachung des Straßenverkehrs in 

den Aufgabenbereich der einzelnen Bundesländer 
fällt, überprüft die Bundesregierung ständig zusam-
men mit den Ländern die Regelwerke zur Ahndung 
von Straßenverkehrsordnungswidrigkeiten (Verwar-
nungs-, Bußgeldkatalog, Mehrfachtäterpunktsystem) 
dahin gehend, ob die Ahndungsmittel und -höhen den 
sich aus der Unfallentwicklung ergebenden Erkennt-
nissen noch gerecht wird. 

26. Wie beurteilt die Bundesregierung die Behaup-
tungen, daß die Verkehrssicherheit auf Autobah-
nen durch Einführung und Einhaltung eines gene-
rellen Tempolimits erhöht würde? 

Es ist erwiesen, daß nicht die hohen, über der Richtge-
schwindigkeit liegenden Geschwindigkeiten Aus-
gangspunkt für die meisten Unfälle sind. Unfallursache 
ist vielmehr die im Einzelfall nicht situationsangepaßte 
Geschwindigkeit, z. B. bei schlechter Sicht oder hohem 
Verkehrsaufkommen. Gerade die Entwicklung der Un-
fallzahlen in den neuen Bundesländern zeigt, daß nicht 
von einer verordneten zulässigen Höchstgeschwindig-
keit automatisch ein Rückgang der Verkehrsunfälle zu 
erwarten ist. Entscheidend ist vielmehr der Umgang 
mit der Geschwindigkeit sowie die Fähigkeit und der 
Wille, nur die jeweils situationsangepaßte Geschwin-
digkeit zu fahren. Dies bestätigen auch die Er-
fahrungen aus dem Ausland (vgl. Anlage). 

Anstelle eines starren weil unflexiblen generellen 
Tempolimits hält die Bundesregierung die verstärkte 
Einführung moderner Verkehrsbeeinflussungsanlagen 
für notwendig. Diese können auf Autobahnen die Zahl 
der Unfälle sowie der Unfallverletzten und -toten maß-
geblich senken und festgestellte Unfallschwerpunkte 
gezielt beseitigen, gleichzeitig den Verkehr flüssiger 
machen und damit Staus und Umweltbelastungen sen-
ken. 

Diese situationsbezogene Verkehrslenkung wird er-
fahrungsgemäß von den Verkehrsteilnehmern akzep-
tiert und trägt damit ebenfalls — aufgrund des hohen 
Befolgungsgrades der Anordnungen — zur Sicherheit 
im Straßenverkehr bei. Aufgrund der bisherigen Erfah-
rungen mit bereits installierten Verkehrsbeeinflus-
sungsanlagen kann von Unfallrückgängen zwischen 
20 und 30 % ausgegangen werden. 

Bisher sind im Hause des Bundesministers für Verkehr 
für diese Anlagen insgesamt 250 Mio. DM investiert 
worden. 

Als Übergangsregelung bis zur Einrichtung der not-
wendigen Verkehrsbeeinflussungsanlagen hält es die 
Bundesregierung aber für zweckmäßig, daß für beson-
ders unfallträchtige Strecken von den Bundesländern 
bis dahin zeitlich befristete Geschwindigkeitsbe-
schränkungen angeordnet werden. Dies trägt, wo zeit-
lich befristet und wiederkehrend ein hohes und unf all-
trächtiges Verkehrsaufkommen zu erwarten ist, eher 
den Verkehrsgegebenheiten Rechnung als ein immer

-

währendes, generelles Tempolimit. Einer situationsbe-
zogenen Regelung, und sei sie noch so gering, ist 
immer Vorrang einzuräumen; je situationsangepaßter 
eine verkehrsregelnde Anordnung ist, um so eher ist 
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eine positive Wirkung für die Verkehrssicherheit zu 
erwarten. 

Anlage 

Internationaler Vergleich der Unfallzahlen 

Es ist international üblich, für die vergleichende 
Bewertung der Sicherheit auf Straßen die Zahlen der 

tödlich Verunglückten pro 1 Mrd. Kfz-km (Fahrlei-
stung) gegenüberzustellen. Die Kfz-Kilometer werden 
durch manuelle oder automatische Zählungen auf den 
Autobahnen erhoben (Deutschland: Neben der Aus-
wertung permanent im Einsatz befindlicher automati-
scher Dauerzählstellen im BAB-Netz werden alle fünf 
Jahre auch manuelle Zählungen durchgeführt). 

Für 1969 weisen die einzelnen Länder folgende Zahlen 
aus: 

Land Geschwindigkeits

-

regelung in km/h 
Tödlich Verungl. 
pro 1 Mrd. Kfz-km 

Kfz-Fahrleistung in 
Mrd. Kfz-km 

Niederlande 120 3,2 32,7 

Dänemark 100 3 , 7 4,3 

Großbritannien 1 12 3,8 59,5 

Schweiz 120 4,9 14,6 

Deutschland RG 130 6,0 128,9 

USA 89 6,7 738,6 

Belgien 120 9,5 
(Angabe für 1986) 

15,1 
(Angabe für 1986) 

Finnland 80 - 120 10,2 1,8 

Frankreich 130 10,4 62,3 

Japan 100 10,8 44,8 

Italien 100 - 130 12,7 
(Angabe für  1988) 

57,8 
(Angabe für 1988) 

Österreich 130 15,7 11,3 

Portugal 120 39,3 1,8 

Spanien 120 61,0 8,7 

Die unterschiedliche Definition des tödlich Verun-
glückten (in Deutschland 30-Tage-Frist) ist durch Zu- 
und Abschläge in dieser Tabelle berücksichtigt, die 
Zahlen sind damit vergleichbar. 

Quelle: OECD/BAST 

Diese Zahlen zeigen, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land ohne generelle Geschwindigkeitsbeschränkun-
gen auf Autobahnen hinsichtlich der Sicherheit auf den 
Autobahnen in der europäischen Spitzengruppe liegt. 

27. Welche Maßnahmen des Verkehrsmanagements 
zur Verbesserung des Verkehrsflusses (Verkehrs-
leitsysteme) fördert die Bundesregierung? 

Das Bundesfernstraßennetz ist trotz zunehmendem 
Straßenverkehr nur noch begrenzt ausbaubar. Da-
durch ergeben sich Verkehrssicherheitsverluste, Stö-
rungen des Verkehrsflusses und damit Zeitverluste 
und erhöhter Energieverbrauch und schließlich ver-
stärkte Umweltbelastungen durch Lärm und Abgase. 

Die Bundesregierung sieht daher einen verstärkten 
Aufbau von Verkehrsbeeinflussungsanlagen auf Bun-
desfernstraßen flankierend zum weiterhin erforder-
lichen Straßenbau vor. 

Verkehrsbeeinflussungsanlagen steuern den Ver

-

kehrsablauf in hochbelasteten Streckenabschnitten 
durch Zeichengeber mit wechselbaren Verkehrszei- 
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chen und Dauerlichtzeichen, die verkehrsrechtliche 
Anordnungen und verkehrs- und witterungsabhängig 
Warnungen abgeben, den Verkehrsfluß harmonisieren 
oder Umleitungen anzeigen. Voraussetzung ist eine 
automatische Verkehrsdatenerfassung, die durch 
Witterungssensoren ergänzt wird. Die Anlagen werden 
über Verkehrsrechnerzentralen betrieben. Durch die 
Einführung neuer Leitsysteme im Rahmen einer 
europaweiten Anwendung fortgeschrittener Telematik 
strebt die Bundesregierung verkehrsträgerübergrei-
fend eine integrierte Gesamtsteuerung an. 

Die Bundesregierung fördert u. a. einen Versuch im 
Raum Düsseldorf-Duisburg zur Verbesserung des Ver-
kehrsfunkes mittels des digitalen Verkehrsmelde-
kanals im Radio-Daten-System (BEVEI), der Ende 1993 
abgeschlossen werden soll. 

In Berlin hat die Bundesregierung ein individuelles 
Leit- und Informationssystem erproben lassen, bei dem 
Fahrzeiten vom Kraftfahrzeug an die Straßeninfra-
struktur und daraus ermittelten Leitempfehlungen von 
dort ins Fahrzeug übertragen werden. 

Die Bundesregierung beteiligt sich im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit am Aufbau von Verkehrsmanagement-
systemen, die derzeit in Großstädten vorbereitet wer-
den. 

28. Welche Mittel wurden bisher und werden in den 
kommenden Jahren für Maßnahmen zur Verbes-
serung des Verkehrsflusses aufgebracht? 

Derzeit sind auf den Bundesfernstraßen rd. 130 Ver-
kehrsbeeinflussungsanlagen mit Wechselverkehrszei-
chen in Betrieb, für die der Bundesminister für Verkehr 
bereits mehr als 250 Mio. DM aufgewendet hat. 

Der Mittelbedarf für neue und derzeit noch im Bau 
befindliche Anlagen beträgt für das Programm 1990 bis 
1995 für Verkehrsbeeinflussungsanlagen auf Bundes-
autobahnen 550 Mio. DM, wovon etwa 100 Mio. DM 
für die neuen Bundesländer vorgesehen sind. Für Ver-
kehrsbeeinflussungsanlagen auf Bundesstraßen sind 
zusätzliche Mittel in Höhe von etwa 40 Mio. DM vorge-
sehen. 

29. Verfügt die Bundesregierung bereits über erste 
Erkenntnisse über die Einhaltung der vorge-
schriebenen Geschwindigkeitsbegrenzungen bei 
schlechter Sicht (Nebel)? 

Mit Erlaß der sogenannten „Nebel-Verordnung" durch 
die 12. Verordnung zur Änderung straßenverkehrs-
rechtlicher Vorschriften vom 15. Oktober 1991 ist die 
Verhaltensregel des § 3 Abs. 1 StVO maßgeblich hin-
sichtlich schlechter Sichtverhältnisse erweitert worden. 
Das Gebot mit angepaßter Geschwindigkeit zu fahren, 
hat damit bei schlechten Witterungsverhältnissen, ins-
besondere bei Nebel, für den Kraftfahrer eine eingän-
gige Präzisierung erhalten. 

Die Bundesregierung hat die Länder hinsichtlich ihrer 
Erfahrungen zur Einhaltung der vorgeschriebenen 
Geschwindigkeitsbegrenzungen bei schlechter Sicht, 

insbesondere bei Nebel befragt. Soweit die Länder 
geantwortet haben, liegen Erkenntnisse weit überwie-
gend noch nicht vor. Maßgeblicher Grund hierfür ist 
die relativ kurze Zeit seit Erlaß der „Nebel-Verord-
nung" und das Ausbleiben entsprechend schlechter 
Witterungsverhältnisse. 

In den Bundesländern mit schlechten Witterungsver-
hältnissen sind vereinzelt Verkehrsüberwachungen 
durchgeführt worden. Eine dauerhafte Überwachung 
war aufgrund der zeitlichen Begrenzung sowie der 
wechselnden Örtlichkeiten der schlechten Sichtver-
hältnisse nicht möglich. Bei der Überwachung selbst 
wurde vereinzelt die Sicherung beweiskräftiger Ergeb-
nisse, insbesondere fotografischer Art, als problema-
tisch angesehen. Dabei scheint es sich um ein tech-
nisches Problem zu handeln, welches jedoch einer 
Lösung zugänglich sein dürfte. 

Auf ein sofortiges Anhalten der Betroffenen mußte aus 
Verkehrssicherheitsgründen verzichtet werden. 

Wenn auch die Ermittlung der konkreten Sichtweite im 
Einzelfall ebenfalls als problematisch eingestuft 
wurde, kann aber doch nach anderen Erkenntnissen 
davon ausgegangen werden, daß gerade die in der 
„Nebel-Verordnung" genannte Faustformel „weniger 
als 50 m Sicht, weniger als 50 km/h" für die Über-
wachungsbehörden hilfreich ist, die wirkliche Sicht-
weite anhand des Regelabstandes der Leitpfosten auf 
Autobahnen (= 50 m) zu ermitteln. Entsprechende 
Sichtweitenfeststellungen durch augenärztlich unter-
suchte Polizeibeamte wurden bereits, aufgrund ent-
sprechender Erfahrungen, als gerichtsverwertbar ein-
gestuft. 

30. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar-
über vor, ob die Bundesländer den Vollzug (Kon-
trolle) von Verkehrssicherheitsvorschriften bei der 
Einhaltung vorgeschriebener Geschwindigkeiten 
und des Alkoholmißbrauchs in ausreichendem 
Maße sicherstellen? 

Der Bundesminister für Verkehr weist auf die Bedeu-
tung einer wirksamen Überwachung der Einhaltung 
der für einen sicheren Verkehrsablauf wichtigen Ver-
kehrsregeln und Verhaltensvorschriften hin. Die Län-
der sehen dies ebenso; sie haben wiederholt bekräftigt, 
daß sie im Rahmen des Möglichen diese Aufgabe 
wahrnehmen. 

31. Welches Konzept verfolgt die Bundesregierung, 
um die Unfallursache Alkoholunfälle zu bekämp-
fen, und hält die Bundesregierung die „Atemalko-
hol-Analyse" als Beweismittel vor Gericht (Be-
schluß der Innenministerkonferenz vom 14. Ap ril 
1989 und Beschluß der Verkehrsministerkonfe-
renz vom 5./6. November 1990) für geeignet und 
zulässig? 

Die Bekämpfung der Unfallursache Alkohol im Stra-
ßenverkehr ist ein zentrales Anliegen der Bundesregie-
rung. Zunächst werden hier Maßnahmen zur Aufklä-
rung und Erziehung vorgenommen. Zu nennen ist 
namentlich die Aktion „Nüchtern fahren — sicher an- 
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kommen". Weiter ist eine effektive Überwachung der 
Einhaltung der Vorschriften von großer Bedeutung. 

Die Einführung der Atemalkohol-Analyse als Beweis-
mittel auch vor Gericht wird nach Auffassung der Bun-
desregierung die Kontrollsituation ganz wesentlich 
verbessern. Bei der Überwachung der Vorschriften zur 
Bekämpfung des Alkohols am Steuer sind derzeit lei-
der erhebliche Defizite zu beklagen. Die Dunkelziffern 
sind außerordentlich hoch. Die Blutprobe als Mittel zur 
Feststellung des Alkohols ist relativ aufwendig (Ent-
nahme nur durch einen Arzt, relativ zeitaufwendiges 
Verfahren zur Ermittlung im Labor). 

Die Atemalkohol-Analyse kann hingegen durch Ein-
satz geeigneter Geräte an Ort und Stelle (z. B. im Strei-
fenwagen) durchgeführt werden. Der Betroffene muß 
nicht — wie bei der Blutprobe — tagelang auf das Ergeb-
nis warten; vielmehr kann es ihm sofort mitgeteilt und 
durch Ausdruck dokumentiert werden. Er wird damit 
auch sofort mit seinem Verstoß konfrontiert. 

Auf der Grundlage einer umfassenden Untersuchung 
des Bundesgesundheitsamtes sind die Anforderungen 
an die Geräte festgelegt worden (Schoknecht, Gutach-
ten „Prüfung der Beweissicherheit der Atemalkohol

-

Analyse", April 1991). Diese Anforderungen entspre-
chen den hohen Maßstäben an Zuverlässigkeit und 
Meßgenauigkeit, wie sie für die Alkohol-Analyse im 
Laufe der Jahre vor allem durch die Rechtsprechung 
aufgestellt wurden. Im Rahmen der Untersuchung 
durch das Bundesgesundheitsamt wurden auch bereits 
geeignete Geräte entwickelt. 

Notwendig für die Zulässigkeit und Anerkennung der 
Atemalkohol-Analyse ist die Schaffung einer gesetz-
lichen Grundlage in § 24 a Straßenverkehrsgesetz 
durch Einführung eines Grenzwertes für den Atem-
alkohol. 

32. Wann wird sie die rechtlichen Voraussetzungen 
zu ihrer Einführung schaffen? 

Die rechtlichen Voraussetzungen zur Einführung der 
Atemalkohol-Analyse könnten durch den Gesetzent-
wurf des Bundesrates geschaffen werden, der inzwi-
schen dem Deutschen Bundestag zur Beschlußfassung 
vorliegt (Drucksache 12/2766). 

33. Welche Maßnahmen werden ergriffen, um Kraft-
fahrer auf ihre besonderen Verhaltenspflichten 
gegenüber Kindern und älteren Menschen (§ 3 
Abs. 2 a StVO) hinzuweisen? 

Die Bundesregierung hält die Verhaltensvorschrift des 
§ 3 Abs. 2 a StVO für eine zentrale Vorschrift zum 
Schutze der schwächeren Verkehrsteilnehmer im Stra-
ßenverkehr. Dem tragen auch der für einen Verstoß 
gegen diese Vorschrift vorgesehene Regelbußgeldsatz 
in Höhe von 120 DM und die vorgesehenen drei 
Punkte Rechnung. 

Ihr kommt zudem auch in der Fahrausbildung eine 
zentrale Bedeutung zu. So enthält der amtliche Fra

-

genkatalog für die theoretische Fahrerlaubnisprüfung 
14 Fragen zum Verhalten gegenüber Kindern im Ver-
kehr, drei zum Verhalten gegenüber älteren Menschen 
und Behinderten und 13 zum Verhalten gegenüber 
Fußgängern im allgemeinen. Die Fragen sind über-
wiegend mit der höchstmöglichen Zahl von vier Punk-
ten bewertet. Eine Prüfung für die Fahrerlaubnis der 
Klasse 3 ist z. B. bei neun Fehlerpunkten nicht be-
standen. 

Beides bewirkt bereits, daß diese Vorschrift den Kraft-
fahrern bekannt wird, hinzu kommt die einschlägige 
Rechtsprechung. 

Im Rahmen der Verkehrserziehung und -aufklärung 
wird darüber hinaus in Broschüren und Veröffent-
lichungen des Bundesministers für Verkehr zu Fragen 
der Verkehrssicherheit auf die besondere Bedeutung 
der Rücksichtnahme gegenüber Kindern und älteren 
Menschen hingewiesen. Nicht zuletzt das für die bun-
desweite Kampagne des Jahres 1992 gewählte Motto 
„Rücksicht kommt an" macht deutlich, welche Bedeu-
tung der Bundesminister für Verkehr der Rücksicht-
nahme gegenüber den schwächeren Verkehrsteilneh-
mern einräumt. 

Eine in Millionen-Auflage verteilte Broschüre mit dem 
Text der Straßenverkehrsordnung weist auf der ersten 
Innenseite vorab auf die wesentlichen Verhaltens-
regeln im Straßenverkehr hin, darunter auf die beson-
dere Rücksicht, die Fahrzeugführern gegenüber Kin

-

dern, Hilfsbedürftigen und älteren Menschen in § 3 
Abs. 2 StVO abverlangt wird. 

34. Welche besonderen verkehrserziehenden Maß-
nahmen für Fahranfänger und junge Pkw-Fahrer, 
die durch Unfälle nach Alkoholkonsum besonders 
häufig vertreten sind, sind ergriffen worden? 

Im Rahmen des Führerscheins auf Probe wurden im 
Jahre 1987 auch besondere Nachschulungskurse für 
alkoholauffällige Fahranfänger eingeführt. In diesen 
Kursen sind die Ursachen, die bei den Betroffenen zur 
Anordnung der Nachschulung geführt haben, zu dis-
kutieren und Möglichkeiten für ihre Beseitigung zu 
erörtern. Wissenslücken der Betroffenen über die Wir-
kung des Alkohols auf die Verkehrsteilnehmer sollen 
geschlossen und individuell angepaßte Verhaltenswei-
sen entwickelt und erprobt werden, um Trinkgewohn-
heiten zu ändern sowie Alkoholkonsum und Fahren 
künftig zuverlässig zu trennen. Durch die Entwicklung 
geeigneter Verhaltensmuster sollen die Betroffenen in 
die Lage versetzt werden, einen Rückfall in weitere 
Verkehrszuwiderhandlungen unter Alkoholeinfluß zu 
vermeiden (vgl. § 12 g Abs. 4 StVZO). 

Diese Kurse sind in Gruppen mit sechs bis zwölf Teil-
nehmern durchzuführen. Der Ablauf besteht aus einem 
Vorgespräch und drei Sitzungen von jeweils 180 Minu-
ten Dauer in einem Zeitraum von mindestens zwei, 
aber nicht mehr als vier Wochen, sowie der Anferti-
gung von Kursaufgaben zwischen den Sitzungen. 

Als Kursleiter kommen nur besonders qualifizierte und 
ausgebildete Diplom-Psychologen in Betracht; die 
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Anerkennung durch die zuständige Behörde ist wei-
tere Voraussetzung (vgl. § 12 g Abs. 5 StVZO). 

Eine wegen Alkohol am Steuer während der Probezeit 
entzogene Fahrerlaubnis darf — unbeschadet der übri-
gen Voraussetzungen — nur wieder erteilt werden, 
wenn die Teilnahme an einem Kurs nachgewiesen 
wird (vgl. § 12 g Abs. 2 StVZO). 

35. Wie hat sich die Zahl der „Geisterfahrer" auf 
Autobahnen entwickelt? 

Während Ende der siebziger Jahre jährlich knapp 
2 000 Falschfahrten auf den Bundesautobahnen festzu-
stellen waren, hat sich die Anzahl in den achtziger 
Jahren um gut ein Drittel vermindert. Neuere Auswer-
tungen der Angaben aus drei Flächenländern (Bayern, 
Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein) deuten auf 
einen leichten Anstieg hin, der aber in der Größenord-
nung der Zunahme der Fahrleistungen liegt, so daß 
sich in bezug auf die (gestiegenen) Fahrleistungen die 
Häufigkeit nicht verändert hat. Nach wie vor führen 
etwa sechs Prozent aller Falschfahrten zu einem Unfall; 
Falschfahrunfälle sind besonders schwer, auf 100 
Falschfahrunfälle werden etwa 20 bis 25 tödlich Verun-
glückte gezählt. 

36. Wie weit ist der Stand der Vorbereitung der Pro-
jekte BEVEI und ACCEPT, mit denen eine Ver-
besserung des Verkehrswarndienstes durch auto-
matische Datenerfassung auf den Straßen und 
automatische Weiterleitung über die Landes-
meldestellen und die Rundfunkanstalten an die 
Hörer erfolgen soll? 

Das Projekt BEVEI ist im Frühjahr 1991 begonnen wor-
den und wird voraussichtlich Ende 1993/Anfang 1994 
beendet sein. Ziel wird es sein, serienreife Techniken 
und auf alle Bundesländer übertragbare administrative 
Regelungen für die Durchführung des Verkehrswarn-
dienstes zur Verfügung zu stellen. 

Das Projekt ACCEPT (ein Drive-II-Projekt) ist zu 
Beginn des Jahres 1992 gestartet worden und soll eine 
Laufzeit von drei Jahren haben (zu Aufgaben und Zie-
len der beiden Projekte vergleiche Anlage). 

Anlage 

Informationstechnik im Straßen-Verkehrsbereich 

Verbesserung des Verkehrswarndienstes durch auto-
matische Datenerfassung auf den Straßen und die 
Rundfunkanstalten an die Hörer 

Zur Bewältigung des zunehmenden Verkehrs auf deut-
schen Straßen müssen durch Einsatz von neuen und 
modernen Techniken neue Wege zur Verbesserung 
der Fahrerinformation gefunden werden, damit der nur 
begrenzt verfügbare und nicht beliebig erweiterbare 
Verkehrsraum Straße besser als bisher genutzt werden 
kann. Hierin sehen insbesondere der Bund und die 

Länder als die für die Durchführung von verkehrs-
regelnden Maßnahmen zuständigen Organe, aber im 
gleichen Maße auch die Industrie (Automobilindustrie 
und Hersteller von Autoempfängern) und die Arbeits-
gemeinschaft der Rundfunkanstalten (ARD) einen ge-
eigneten Weg, die Flüssigkeit und Leichtigkeit des 
Straßenverkehrs und damit seiner Sicherheit zu er-
höhen. 

Die Ausstrahlung des Verkehrswarnfunkes in digital 
kodierter Form über das Zusatzinformationssystem im 
Hörfunk (Radio-Daten-System [RDS]) stellt einen 
neuen Weg durch Einsatz von modernen Techniken 
dar. Bei Erfolg könnte dieser Dienst auch in spätere 
digitale Hörfunksysteme integriert werden. Durch die-
ses Verfahren kann die Handhabung der Verkehrsmel-
dungen bei allen Beteiligten, insbesondere aber für 
den Nutzer — wesentlich verbessert werden, indem der 
Teilnehmer selbst aufgrund der möglichen Auswahl 
von Verkehrsregionen lediglich die für seine Fahrroute 
relevanten Meldungen auswählen kann. 

Vor einer umfassenden Einführung des automatisier-
ten Verkehrswarndienstes sind neue Techniken zu 
entwickeln und deren Zusammenwirken sowie das Zu-
sammenspiel aller am Verkehrswarndienst Verant-
wortlichen in einem Feldversuch zu erproben. 

Der Bundesminister für Verkehr fördert dieses Vor-
haben mit hoher Priorität. Auf dem Weg zu einem 
integrierten Verkehrsmanagement mit Hilfe moderner 
Leit- und Informationssysteme mißt er diesem Pilotpro-
jekt eine besondere Schlüsselfunktion zu. Nach dem 
nunmehr auch die finanziellen Voraussetzungen durch 
die Förderzusage durch den Bundesminister für For-
schung und Technologie gegeben sind, ist der Versuch 
voll angelaufen. Das Projekt „Bessere Verkehrsinfor-
mation (BEVEI)" ist so angelegt, daß nach Abschluß 
des Feldversuches um die Jahreswende 1993/94 die 
Serienfertigung marktfähiger Produkte anlaufen soll. 

Um auch den Austausch von Verkehrswarnmeldungen 
über die nationalen Grenzen hinweg zu erproben und 
auf den Weg zu bringen, wurde im Rahmen der For-
schungsvorhaben von Drive II ein Versuchsprogramm 
mit dem Namen ACCEPT (Alert Concerted Coopera-
tion in a European Pilot for TMC) formuliert. In diesem 
parallel zu BEVEI geplanten Feldversuch sollen auto-
matisch auf Autobahnen erfaßte Verkehrswarnmel-
dungen zwischen der Bundesmeldestelle in Düsseldorf 
und dem AVD (Algemene Verkeersdienst Rijkopolitie) 
in den Niederlanden ausgetauscht und mittels RDS-
TMC (Traffic message channel im Radio-Data-System 
des Rundfunks) durch die jeweiligen Rundfunkanstal-
ten ausgestrahlt werden. Das Projekt ACCEPT soll 
noch in 1991 anlaufen und Ende 1993 beendet sein. 

Die Projekte BEVEI und ACCEPT dienen dazu, die 
notwendigen administrativen Voraussetzungen zu 
schaffen und zu erproben sowie den neuen Techniken 
zur Serienreife zu verhelfen. Beide Projekte sind so 
angelegt, daß bisherige internationale Erkenntnisse in 
den Feldversuch einfließen. 

Die Ergebnisse werden außerdem mit als Grundlage 
für internationale Standards dienen. 
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VII. Einzelne Verkehrsregelungen 

37. Wie beurteilt die Bundesregierung Veröffent-
lichungen, nach denen bereits jeder dritte Autote-
lefonbesitzer während des Gesprächs einen Unfall 
verursacht hat (vgl. ADAC-Motorwelt 11/91, S. 9), 
und wie kann mehr Sicherheit gewährleistet wer-
den? 

Der ADAC gibt für seine Meldung in der ADAC

-

Motorwelt 11/91, S. 9, daß bereits jeder dritte Autotele-
fonbesitzer während des Gesprächs einen Unfall verur-
sacht hat, die Allianz-Versicherung als Quelle an. 
Diese Information kann nicht bestätigt werden, da zur 
Zeit genaue statistisch gesicherte Daten nicht vorlie-
gen. Es ist jedoch zutreffend, daß das Telefonieren am 
Steuer mitursächlich für Verkehrsgefährdungen oder 
Verkehrsunfälle sein kann. 

Nach geltendem Recht ist heute bereits jeder Fahr-
zeugführer verpflichtet, sein eigenes Verhalten, insbe-
sondere im Hinblick auf vermeidbare Gefährdungen 
anderer, ständig zu kontrollieren. Nach § 1 Abs. 2 
StVO hat er sich so zu verhalten, daß kein anderer 
geschädigt, gefährdet oder nach den Umständen 
unvermeidbar behindert oder belästigt wird; er ist 
dafür verantwortlich, daß Sicht und Gehör nicht beein-
trächtigt werden (§ 23 Abs. 1 StVO). Aus diesen Erwä-
gungen heraus bestehen beim Telefonieren, vor allem 
bei hohen Geschwindigkeiten und dichtem Verkehr, 
Bedenken. Der Fahrzeugführer wird daher sorgfältig 
prüfen müssen, ob er ohne Beeinträchtigung der 
Sicherheit für sich und andere Telefongespräche am 
Steuer während der Fahrt führen kann. Ist dies nicht 
möglich, muß er anhalten. Dies empfiehlt sich immer 
bei schwierigen Verkehrssituationen. 

Ein Verbot des Telefonierens am Steuer kommt zur 
Zeit nicht in Betracht, da es nur eine von vielen Mög-
lichkeiten ist, die die Aufmerksamkeit des Fahrers ab-
lenken können. Auch andere Tätigkeiten, wie Essen, 
Radio hören, Rauchen oder die angeregte Unterhal-
tung mit Beifahrern können ablenken. Ein entspre-
chender Verbotskatalog wäre deshalb wohl kaum 
durchsetzbar und würde zudem schwerlich über

-

wachbar sein. 

Der Bundesminister für Verkehr beobachtet diese Ent-
wicklung weiterhin aufmerksam und wird zunächst 
durch breite Aufklärung und Information auf die 
besonderen Gefahren des Telefonierens am Steuer 
während der Fahrt hinweisen, um das Gefahren- und 
Verantwortungsbewußtsein der betreffenden Fahrer 
zu erhöhen. 

Darüber hinaus wird die Bundesanstalt für Straßen-
wesen eine Untersuchung durchführen, um wissen-
schaftlich haltbare Aussagen über das Maß des 
Sicherheitsrisikos zum Telefonieren am Steuer zu 
erlangen. Die Untersuchungen der Bundesanstalt für 
Straßenwesen werden auch ausländische Forschungs-
ergebnisse berücksichtigen, so daß eine fundierte Ent-
scheidung — inwieweit das Telefonieren am Steuer 
während der Fahrt zulässig sein sollte oder nicht — 
möglich werden wird. Die abschließenden Ergebnisse 
sind Mitte 1994 zu erwarten. 

38. Welchen Nutzen sieht die Bundesregierung in 
einer Vorschrift für den obligatorischen Einbau 
eines Unfalldatenschreibers in Kraftfahrzeuge? 

Der Datenaufzeichner registriert den Bewegungsab-
lauf des Fahrzeugs. Sensoren erfassen sowohl Quer- 
und Längsbeschleunigungen, die Betätigung des 
Bremspedals und des Blinkers sowie Schleuder- und 
Kurvenfahrten. Gespeicherte Informationen werden 
jeweils nach kurzer Zeit, z. B. einer Minute, wieder 
gelöscht, sofern es nicht zu einem Unfall kommt. 

Der Einbau von Unfalldatenschreibern für neu in den 
Verkehr kommende Fahrzeuge sowie für die Nach-
rüstung von im Verkehr befindlichen Fahrzeugen ist 
technisch möglich. Dies bedeutet jedoch einen Ko-
stenaufwand von ca. 250 DM bis 550 DM je Kraft-
fahrzeug. 

Zusätzlich könnten Folgekosten bei einer obligatori-
schen Ausrüstung auf derartige Geräte entstehen, da 
sie analog den Fahrtschreibern regelmäßigen Prüfun-
gen zu unterziehen wären. 

Nach den Vorschlägen des Verkehrsgerichtstages sol-
len Auswertungen nur zulässig sein für Beweise in 
zivilrechtlichen Streitigkeiten (z. B. Schadenersatzan-
sprüche aus Verkehrsunfällen), hingegen nicht für 
Ordnungswidrigkeiten oder Straftaten. Rechtlich wäre 
eine Beschränkung der Verwertung auf zivilrechtliche 
Ansprüche zulässig. 

Forschungsarbeiten zu technischen Fragen liefen mit 
Unterstützung der Bundesregierung und der EG. Eine 
praktische Erprobung wird nach Angaben der Firmen 
noch etwa ein Jahr dauern. 

Eine obligatorische Ausrüstung mit dem Unfalldaten

-

schreiber wäre heute nur über die EG mit Wirkung für 
die ganze EG zu erreichen. Über eine entsprechende 
deutsche Initiative bei der EG wird nach Abschluß der 
praktischen Erprobung befunden werden. Jedoch 
kann bereits heute ein derartiges Gerät auf freiwilliger 
Basis eingebaut werden. 

39. Wie beurteilt die Bundesregierung in Anbetracht 
der steigenden Zahl tödlicher Schädel-Hirn-Ver-
letzungen bei Unfällen von Fahrradfahrern die 
z. B. von Haftpflichtversicherern empfohlene Ein-
führung einer Helmpflicht für Fahrradfahrer zu-
mindest für Kinder? 

Bei Fahrradunfällen stehen Kopfverletzungen mit 86 % 
an der Spitze. Fahrradhelme sind generell geeignet, 
diese Verletzungen zu verhindern oder wesentlich zu 
mildern; sie können bei Unfällen also vor schweren 
Verletzungen oder gar vor dem Tode bewahren. 

Andererseits darf aber nicht übersehen werden, daß 
viele Radfahrer sich verhältnismäßig langsam und vor-
sichtig im Straßenverkehr bewegen und es als eine 
„Übermaßregelung" ansehen würden, wollte man sie 
zwingen, ständig einen Schutzhelm — beispielsweise 
auch auf Radwanderwegen oder in Wohngebieten — zu 
tragen. Außerdem gilt es zu berücksichtigen, daß eine 
Schutzhelmpflicht viele Menschen — was verkehrs- 
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und umweltpolitisch nicht wünschenswert wäre — da-
von abhalten würde, das Rad zu benutzen. Aus diesen 
Überlegungen heraus hat der Bundesminister für Ver-
kehr davon abgesehen, eine Schutzhelmtragepflicht 
für Radfahrer einzuführen. Er empfiehlt jedoch einen 
Fahrradschutzhelm zu tragen, um sich so bei mög-
lichen Unfällen weitgehend vor Kopfverletzungen zu 
schützen. Bei Radrennfahrern oder Radsportlern, aber 
auch vielfach bei Kindern ist dies beispielsweise schon 
heute weitgehend üblich geworden. 

Die zuvor genannten grundsätzlichen Überlegungen 
gelten auch für Kinder. Hier ist zusätzlich noch auf 
folgendes hinzuweisen: 

Gemäß § 2 Abs. 5 der StVO müssen Kinder bis zum 
vollendeten 8. Lebensjahr mit Fahrrädern Gehwege 
benutzen und beim Überqueren einer Fahrbahn ab-
steigen. Das gilt nicht, wenn Radwege vorhanden sind. 
Auf Fußgänger haben die radfahrenden Kinder beson-
dere Rücksicht zu nehmen. Kinder bis zum 8. Le-
bensjahr sind durch dieses Sonderrecht vor Verkehrs-
unfällen besonders geschützt. Gerade auch deswegen, 
weil sie zum einen dem Straßenverkehr entzogen sind 
und zum anderen auf dem Gehweg auf die Fußgänger 
Rücksicht zu nehmen und folglich entsprechend lang-
sam zu fahren haben. 

40. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes-
regierung zu ergreifen, um die Sicherheit von Kin

-

dern speziell als Mitfahrer im Pkw zu erhöhen? 

Mit der am 1. Juli 1992 in Kraft getretenen 11. Verord-
nung zur Änderung der Straßenverkehrs-Ordnung 
sind die §§ 21 und 21 a StVO bereits im Interesse der 
Sicherheit der Kinder als Mitfahrer in Kraftfahrzeugen 
geändert worden. § 21 Abs. 1 a StVO bestimmt nun-
mehr, daß Kinder auf Vordersitzen ausschließlich nur 
bei Verwendung amtlich genehmigter und geeigneter 
Rückhaltesysteme mitgenommen werden dürfen. Bei 
der Mitnahme von Kindern auf Rücksitzen müssen vor-
handene Rückhalteeinrichtungen benutzt werden. 

Der Bundesminister für Verkehr hat diese Regelung 
zum Schutz der Kinder noch verstärkt. Aufgrund der 
12. Verordnung zur Änderung der Straßenverkehrs

-

Ordnung vom 22. Dezember 1992, welche am 1. April 
1993 in Kraft tritt, müssen Kinder bis zum vollendeten 
12. Lebensjahr bei Mitnahme in Kraftfahrzeugen nicht 
nur auf Vordersitzen, sondern auch auf den Rücksitzen 
generell durch Kinderrückhaltesysteme gesichert sein. 

Im Rahmen der Verkehrserziehung und -aufklärung ist 
beabsichtigt, die bundesweite Aktion „Rücksicht 
kommt an" 1993 u. a. mit dem Schwerpunktthema 
„Schwächere Verkehrsteilnehmer" (Kinder, ältere 
Menschen, Radfahrer, Fußgänger), auch unter Bezug 
auf die §§ 21 und 21 a StVO, fortzuführen. 

41. Wie beurteilt die Bundesregierung Vorschläge für 
den Einbau sicherheitsfördernder Antriebe (z. B. 
automatische Getriebe, Antriebsschlupfregelung), 
für Maßnahmen zur Erhöhung der passiven 
Sicherheit im Kfz (z. B. verbesserter Seitenauf-
prallschutz, Airbag), für Maßnahmen zur Siche

-

rung des Rückwärtsfahrens bei Lkw, Bussen und 
Arbeitsmaschinen (z. B. durch Videotechnik, aku-
stische Warnung) sowie für Maßnahmen zur Erhö-
hung der aktiven Sicherheit von Lkw durch eine 
verbesserte Grundausstattung (Blockierverhinde-
rer, Geschwindigkeitsbegrenzer für Transport ge-
fährlicher Güter), und sieht die Bundesregierung 
darin geeignete Maßnahmen zur Erhöhung der 
Verkehrssicherheit? 

Fahrzeugtechnische Vorschriften können wegen der 
engen Einbindung der Bundesrepublik Deutschland in 
die Europäische Gemeinschaft nicht mehr auf rein 
nationaler Ebene erlassen werden. Vielmehr ist es not-
wendig geworden, mit den anderen EG-Mitgliedstaa-
ten generell an einer Verbesserung der aktiven und 
passiven Sicherheit der Fahrzeuge zu arbeiten. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist hier innerhalb der EG 
sehr aktiv und versucht, durch Vorschläge für neue 
Richtlinien oder für Änderungen bestehender Richt-
linien diesem Ziele näher zu kommen. 

Wesentliche Arbeiten leistet auf diesem Gebiet auch 
die VN-Wirtschaftskommission für Europa (ECE), die 
für Fahrzeugteile und Ausrüstungsgegenstände knapp 
90 Regelungen ausgearbeitet hat. Zwischen der EG 
und der ECE findet ein enger Meinungsaustausch statt. 
Auch hier versucht die Bundesregierung einen hohen 
Sicherheitsstandard durchzusetzen. 

Zu den Vorschlägen im einzelnen: 

— Automatikgetriebe: 

Automatische Getriebe passen die Gesamtüberset-
zung der Kraftübertragung eines Kraftfahrzeuges in 
Stufen oder stufenlos den jeweiligen Fahrbedingun-
gen (Geschwindigkeit, Last) an. Ferner wird der 
Kupplungsvorgang beim Anfahren und beim Ab-
bremsen des Fahrzeuges automatisch vollzogen. 

Durch den Einsatz elektronischer Steuerungen der 
Getriebe incl. Kupplung ist es möglich geworden, 
die Schaltcharakteristik der Getriebe sehr genau 
den jeweiligen Fahrsituationen anzupassen, so daß 
bislang übliche Nachteile wie 

O schlechte Anfahrbarkeit auf Fahrbahnen mit ge-
ringem Reibbeiwert, 

O ruckhaftes Schalten in kleinere Übersetzungen 
einhergehend mit der Gefahr des kurzzeitigen 
Blockierens der Antriebsräder auf Straßen mit 
kleinem Reibwert 

weitestgehend beseitigt sind. 

Positiven Einfluß auf die Verkehrssicherheit neh-
men Automatikgetriebe dadurch, daß es dem Fahr-
zeugführer möglich ist, seine volle Aufmerksamkeit 
auf den Verkehr zu richten. Insbesondere im „Stop 
and Go"-Verkehr finden Beeinträchtigungen der 
Aufmerksamkeit des Fahrzeugführers durch die 
permanent erforderlichen Anfahr- und Schaltvor-
gänge nicht statt. 

Kombiniert man das Automatikgetriebe mit einem 
Geschwindigkeitsregler, so erlaubt diese Kombina

-

tion — insbesondere in Verbindung mit einer für 
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verschiedene Fahrzeugarten vom Gesetzgeber limi-
tierten Höchstgeschwindigkeit — ein nahezu auto-
matisches Fahren. 

Die obligatorische Einführung automatischer Ge-
triebe scheitert jedoch z. Z. an erheblichen Mehr-
kosten im Vergleich zu den Kosten manuell schalt-
barer Getriebe. 

Automatische Getriebe sind sowohl in der Straßen-
verkehrs-Zulassungs-Ordnung als auch in den ent-
sprechenden EG-Richtlinien nicht vorgesehen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es 
jedem Fahrzeughalter freigestellt bleiben soll, ob er 
ein Fahrzeug mit Handschaltgetriebe oder Automa-
tikgetriebe für den von ihm gewünschten Einsatz-
zweck erwirbt. 

- Antriebsschlupfregelung: 

Sie verfolgt primär den Zweck, einen der Fahrsitua-
tion nicht angepaßten Leistungseinsatz, vorgege-
ben durch den Fahrer, zu unterbinden, um immer 
ein gewisses Seitenführungspotential an den An-
triebsrädern zu gewährleisten. Für den Unfallvor-
gang haben sie geringere Bedeutung und können 
wegen der hohen Kosten nicht obligatorisch ein-
geführt werden. 

In den nationalen und den internationalen Regel-
werken werden Antriebsschlupfregelungen nicht 
verlangt. Sie setzen sich jedoch in Verbindung mit 
der weiteren Verbreitung von Automatischen Blok-
kierverhinderern immer mehr durch, da sie mit der 
Elektronik der Automatischen Blockierverhinderer 
zusammenhängen und zusammenarbeiten. 

— Passive Sicherheit, verbesserter Seitenaufprall-
schutz: 

Die Prüfung kompletter Fahrzeuge in Versuchen für 
Frontal- oder Seitenaufprall sind bisher nicht vorge-
schrieben. Dies gilt auch in den übrigen europäi-
schen Staaten. Gleichwohl führen deutsche Fahr-
zeughersteller vor der Einführung neuer Fahrzeug-
modelle Crashversuche durch. 

Auch die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
Vorschriften für einen verbesserten Seitenaufprall-
schutz ausgearbeitet werden müssen. 

Bei der ECE wurde unter Mitwirkung der Bundes-
republik Deutschland ein Regelungsentwurf für 
eine Prüfung von Kraftfahrzeugen im Seitenaufprall 
erarbeitet. Mit der Verabschiedung dieser Rege-
lung ist nicht vor 1993 zu rechnen. Zur Zeit wird die 
Regelung unter Beteiligung der Prüfstellen, der 
Fahrzeugindustrie und von Forschungsinstituten 
einer abschließenden Bewertung unterzogen. Die 
Bundesregierung ist bestrebt, diese Regelung mög-
lichst frühzeitig anzuwenden. 

— Passive Sicherheit, Airbag: 

Die Wirksamkeit von Airbags ist unbest ritten. Im 
Gegensatz zum US-Airbag, der als voll wirksames 
Rückhaltesystem gedacht ist, ist der Euro-Airbag als 

Ergänzung zu den in Europa üblichen 3-Punkt-
Sicherheitsgurten ausgelegt. Durch diesen Airbag 
soll der auch bei angelegtem Sicherheitsgurt mög-
liche Aufprall insbesondere des Kopfes auf Teile des 
vorderen Fahrzeug-Innenraumes vermieden oder 
gemildert werden. Lebensrettende Wirkung ist vom 
Euro-Airbag allein nicht zu erwarten, eine Vermin-
derung der Verletzungsschwere jedoch mit großer 
Wahrscheinlichkeit. 

Unfallanalysen über die Wirksamkeit der Euro-Air-
bags liegen nicht vor, da diese Art der Einrichtung 
erst in Zukunft stärkere Verbreitung finden wird. 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) ist 
beauftragt worden, unter Kosten-Nutzen-Gesichts-
punkten zu prüfen, ob ein Pflichteinbau des Airbags 
künftig vorzusehen ist. 

Sollten die eingeleiteten Untersuchungen zu einem 
positiven Ergebnis führen, wird die Bundesregie-
rung prüfen, ob bei der Kommission der EG entspre-
chende Vorschläge eingebracht werden sollten. Die 
VN-Wirtschaftskommission für Europa (ECE) hat 
das Thema bereits aufgegriffen. Die Bundesrepu-
blik Deutschland wird an der Entwicklung von Prüf-
vorschriften für Airbags aktiv mitwirken. 

— Maßnahmen zur Sicherung des Rückwärtsfahrens 
bei Lkw, Kraftomnibussen und Arbeitsmaschinen: 

Von Rückfahrscheinwerfern abgesehen enthalten 
die StVZO und die internationalen Regelwerke 
keine besonderen Maßnahmen zur Sicherung von 
Lkw, Kraftomnibussen und Arbeitsmaschinen beim 
Rückwärtsfahren. 

Verkehrsrechtliche Vorschriften stehen der Anbrin-
gung von technischen Hilfen grundsätzlich nicht 
entgegen. Eine obligatorische Einführung von 
Rückfahrhilfen für Lkw und Busse z. B. durch 
Videotechnik oder akustische Warnanlagen kann 
nicht gefordert werden, da diese zum Verzicht auf 
einen Einweiser, der wirksamer als technische 
Systeme ist, führen könnte. 

Auch wenn technische Hilfen im Fahrzeug vorhan-
den sind, hat sich der Fahrzeugführer, sofern er den 
Raum hinter seinem Fahrzeug nicht einsehen kann, 
eines Einweisers nach § 9 Abs. 5 Straßenverkehrs

-

Ordnung zu bedienen. 

— Aktive Sicherheit von Lastkraftwagen, Automa-
tische Blockierverhinderer (ABV) 

Automatische Blockierverhinderer sind elektro-
nisch/hydraulische bzw. elektronisch/pneumati-
sche Einrichtungen, die das Blockieren eines Rades 
oder einer Achse durch permanente Überwachung 
der Drehbewegung der Räder und entsprechende 
Eingriffe in die Bremsanlage verhindern. 

Den durch die Ausrüstung mit ABV entstehenden 
Kosten steht ein erheblicher Sicherheitsgewinn 
dahin gehend gegenüber, daß die Lenkbarkeit und 
Spurtreue ABV-gebremster Fahrzeuge und Fahr-
zeugkombinationen auch während extremer 
Bremsvorgänge sichergestellt wird. 
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Aus dieser Erkenntnis hat die Bundesregierung 
bereits mit Einführung des § 41 b StVZO im Jahre 
1988 vorgeschrieben, daß bestimmte Fahrzeuge mit 
einer durch die Bauart bestimmten Höchstge-
schwindigkeit von mehr als 60 km/h mit ABV aus-
zurüsten sind. 

Das Ziel ist die Ausrüstung möglichst vieler Fahr-
zeugklassen mit ABV. 

Im Rahmen einer Initiative bei der EG strebt die 
Bundesregierung an, die Grenze der Ausrüstungs-
pflicht zu kleineren zulässigen Gesamtgewichten zu 
verschieben (analog § 41 b StVZO). 

— Geschwindigkeitsbegrenzer für Transport gefähr-
licher Güter: 

Von der EG sind die Richtlinie 92/6/EWG des Rates 
vom 10. Februar 1992 über Einbau und Benutzung 
von Geschwindigkeitsbegrenzern für bestimmte 
Kraftfahrzeugklassen und die Richtlinie 92/24/EWG 
des Rates vom 31. März 1992 über Geschwindig-
keitsbegrenzungssysteme für bestimmte Kraftfahr-
zeugklassen verabschiedet worden. Demnach müs-
sen Kraftomnibusse mit mehr als acht Sitzplätzen 
und einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 
10 t sowie Lastkraftwagen und Sattelzugmaschinen 
mit einem zulässigen Gesamtgewicht von jeweils 
mehr als 12 t mit einem Geschwindigkeitsbegrenzer 
ausgestattet sein. Diese Ausrüstungspflicht ist 
spätestens anzuwenden: 

a) auf Kraftfahrzeuge, die vom 1. Januar 1994 an 
erstmals in den Verkehr kommen, 

b) auf Kraftfahrzeuge, die zwischen dem 1. Januar 
1988 und dem 1. Januar 1994 erstmals in den 
Verkehr gekommen sind, ab dem 1. Januar 1995, 

c) auf Kraftfahrzeuge, die nicht im grenzüber-
schreitenden Verkehr eingesetzt werden und 
zwischen dem 1. Januar 1988 und dem 1. Januar 
1994 erstmals in den Verkehr gekommen sind, 
ab dem 1. Januar 1996. 

Die obengenannten EG-Richtlinien sollen in natio-
nales Recht durch Änderung der StVZO überführt 
werden. 

Was die Ausstattung von Gefahrgutfahrzeugen mit 
Geschwindigkeitsbegrenzern angeht, wird auf fol-
gendes hingewiesen: 

Der Gefahrgut-Verkehrs-Beirat hatte bereits 1987 
den Einbau von Geschwindigkeitsbegrenzern für 
Gefahrgutfahrzeuge als Bau- und Ausrüstungsvor-
schrift mit internationaler Wirkung empfohlen. Eine 
entsprechende Initiative der Bundesrepublik 
Deutschland im Rahmen der ECE zur Ergänzung 
des Europäischen Übereinkommens über die inter-
nationale Beförderung gefährlicher Güter auf der 
Straße (ADR) wurde 1988 jedoch mit großer Mehr-
heit abgelehnt. Entsprechende Initiativen Frank-
reichs fanden 1991 und 1992 ebenfalls keine Mehr-
heit. 

Nach Inkraftsetzung der Richtlinie 92/6/EWG des 
Rates vom 10. Februar 1992 über Einbau und Benut

-

zung von Geschwindigkeitsbegrenzern fallen auch 

Gefahrgutfahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtge-
wicht von mehr als 12 t unter diese Bestimmung. 

Eine entsprechende Änderung des ADR mit dem Ziel, 
die festgelegten Prinzipien der EG-Richtlinie zu über-
nehmen und somit den räumlichen Geltungsbereich 
auf alle ADR-Mitgliedstaaten zu erweitern, ist im Rah-
men der ECE zur Zeit nicht mehrheitsfähig. 

42. Wie bewertet die Bundesregierung den Vorschlag, 
Tagesfahrlicht zur Erhöhung der Verkehrssicher-
heit vorzuschreiben? 

Die Bundesregierung kann anhand von ihr vorliegen-
den Untersuchungen keine sicheren Prognosen über 
die Auswirkungen des Tagesfahrlichtes auf das Unf all-
geschehen treffen. 

Untersuchungen zum Tagesfahrlicht liegen der Bun-
desregierung aus den USA und Kanada sowie aus den 
skandinavischen Ländern vor. Sie waren Gegenstand 
einer Analyse der Bundesanstalt für Straßenwesen. 

Die Untersuchungen kommen zu unterschiedlichen 
Ergebnissen. So können aus den amerikanischen und 
kanadischen Forschungsergebnissen wegen des 
methodischen Ansatzes (Stichproben, Flottenversuche) 
z. B. nur tendenzielle Schlußfolgerungen gezogen wer-
den. 

In der CEMT besteht Einigkeit darüber, daß die Ergeb-
nisse der skandinavischen Untersuchungen nicht un-
mittelbar auf europäische Verhältnisse übertragen 
werden können, um so mehr, als die schwedischen 
Autoren selbst die mangelnde statistische Signifikanz 
zu bedenken geben. Die Rückführung eines großen 
Teils des erzielten Effekts auf die dort andauernde 
Phase der Dämmerung ist nicht auszuschließen. 

Niederländische Untersuchungen haben durch Be-
rücksichtigung dessen die Hypothese über eine fünf-
prozentige Senkung der Unfallrate entwickelt. Auch 
diese Vermutungen sind weithin auf Kritik gestoßen. 

Ebenso sind die in den schwedischen Untersuchungen 
aufgezeigten Nebeneffekte auf nicht durch Licht ge-
schützte Verkehrsteilnehmer, Radfahrer und Fußgän-
ger, nicht unstreitig. Die Einwendungen haben dazu 
geführt, daß die Niederlande von der ursprünglich für 
Oktober 1990 geplanten Einführung des Tagesfahr-
lichtes als Rechtspflicht vorläufig absehen. Zur Klärung 
der tatsächlichen Auswirkungen des Tagesfahrlichtes 
auf die Verkehrssicherheit ist statt dessen nunmehr ein 
Großversuch, voraussichtlich 1993, vorgesehen. 

Die genannten Untersuchungsergebnisse haben die 
Bundesregierung veranlaßt, die Einführung des Tages-
fahrlichtes als Verhaltensregel zu erwägen. Sie muß 
jedoch angesichts der international geäußerten Zweifel 
davon ausgehen, daß gesicherte Erkenntnisse über das 
Wirkungspotential in Mitteleuropa noch ausstehen, zu-
mal Flottenversuche in Österreich keine eindeutigen 
Ergebnisse erbracht haben. Überdies bevorzugt die 
Bundesregierung eine europäische Lösung. Nationale 
Einzelregelungen hätten die Mischung des Verkehrs 
von mit und ohne Tagesfahrlicht in den europäischen 
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Nachbarländern verkehrenden Kraftfahrzeugen zur 
Folge, was erwartete Sicherheitsvorteile in Frage stel-
len würde. Aus diesem Grunde hat auch die Bundesan-
stalt für Straßenwesen eine Einführung des Tagesfahr-
lichtes als Empfehlung nicht befürwortet. 

Die Bundesregierung erachtet die weitere Erhärtung 
der Wissenschaftlichen Hypothese auch zur Stärkung 
der Argumentationsbasis für erforderlich, weil bei 
Kraftfahrzeugführern allgemein die Akzeptanz von 
Tagesfahrlicht bei weitem nicht so ausgeprägt scheint, 
wie bei Motorradfahrern. 

Um eine Bewertung des Einflusses von Tagesfahrlicht 
auf die Verkehrssicherheit vornehmen zu können, be-
absichtigt die Bundesregierung deshalb, die Ergeb-
nisse des von einer internationalen Expertengruppe 
begleiteten holländischen Großversuches abzuwarten 
und ihrer Entscheidung zum Tagesfahrlicht zugrunde 
zu legen. 

Ergänzend sei auf Drucksache 12/2617 verwiesen. 

43. Wie beurteilt die Bundesregierung die Wirkung 
der Grün-Pfeil-Regelung in den neuen Bundeslän-
dern im Hinblick auf die Verkehrssicherheit? 

Die Bundesregierung hatte die BASt beauftragt, eine 
Untersuchung über die Vor- und Nachteile der Grün-
Pfeil-Regelung durchzuführen. Als maßgebliches 
Ergebnis dieser Untersuchung ist zunächst hervorzu-
heben, daß eine wesentliche Beeinträchtigung der 
Verkehrssicherheit für Fußgänger und Fahrzeuge beim 
Abbiegen mit Grün-Pfeil-Regelung nicht nachweisbar 
ist. Beim Abbiegen mit Grün-Pfeil-Regelung bei Licht-
zeichen „Rot" ist die Konflikthäufigkeit insgesamt sehr 
gering und liegt etwas niedriger als beim Abbiegen bei 
Grün. Des weiteren ist die Geschwindigkeit in der 
Knotenpunktzufahrt bei den unbehindert durchfahren-
den Rechtsabbiegern bei Rot signifikant geringer als 
bei Grün. Dagegen hat sich die Leistungsfähigkeit der 
beobachteten Knotenpunkte mit Grün-Pfeil-Regelung 
für die Rechtsabbieger insgesamt erhöht. 

Aufgrund des Ergebnisses der Untersuchung ist am 
1. Januar 1992 die Verordnung über die vorüberge-
hende Weiterverwendung des grünen Pfeilschildes an 
Lichtzeichenanlagen in Kraft getreten, die seine Wei-
terverwendung bis zum 31. Dezember 1996 — unter be-
stimmten Voraussetzungen — zuläßt. 

Inzwischen besteht mit den Verkehrsministern der 
Länder Einvernehmen, daß die Verwendung des grü-
nen Pfeilschildes im gesamten Bundesgebiet ermög-
licht werden soll. Der Bundesminister für Verkehr wird 
eine entsprechende Verordnung vorlegen. 








